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Fragenkatalog zur öffentlichen Anhörung

"Chancen einer Kooperation mit der Privatwirtschaft in der

Entwicklungszusammenarbeit“

 Block 0 (14.10 – 14.40 Uhr):

Eingangsstatements der Sachverständigen

 Block 1 (14.40 – 15.40 Uhr):

„Chancen einer Kooperation mit dem deutschen Mittelstand in der

Entwicklungszusammenarbeit“

1. Angesichts fehlender Evaluierung und Monitoring der PPP bislang: Wie schätzen

Sie die Trickle-down- und Austausch-Effekte aus PPP-Projekten in den

Partnerländern ein? Welche konkreten Erfahrungswerte haben Sie? Sind solche

Effekte auch in den ärmsten Ländern erzielbar? Wie bewerten Sie die auf den

Entwicklungspolitischen Dialogtagen der Heinrich-Böll-Stiftung (20.5.2010) von

einer Vertreterin der SWP vorgenommene Einschätzung, 70 Prozent aller

PPP-Projekte seien ineffektiv?

2. Welchen Effekt hat die Erstellung von verbindlichen Leitlinien zwischen den

Außenhandelskammern und den Durchführungsorganisationen des BMZ sowie

die Konsultationen der AHKs vor Regierungsverhandlungen?

3. In welchem Verhältnis stehen die Schwerpunktbereiche und -regionen der im

Rahmen von PPP getätigten Investitionen zu den Schwerpunkten der deutschen

EZ, in welchem Verhältnis stehen PPP zu den Verpflichtungen der deutschen EZ

im Rahmen der Paris-Deklaration (Ownership, Alignment) und – damit

zusammenhängend – inwiefern sind staatliche Autoritäten in den Partnerländern

an der Konzipierung von PPP beteiligt?

4. Wie bewerten Sie die bisherige Unterstützung des Mittelstandes durch die seit

bereits 1999 bestehenden Public-Private-Partnership (PPP)-Programme der

Bundesregierung und wo sehen Sie speziellen Förderungsbedarf für den

deutschen Mittelstand:

a)bezogen auf Sektoren?

b)bezogen auf die Art und Weise der Förderung?

5. Wie könnte die Entwicklungspolitik helfen, die Markteintrittbarrieren in Schwellen-

und Entwicklungsländern zu senken, um, unter Berücksichtigung von

menschenrechtlichen, sozialen und ökologischen Standards, Investitionsanreize

für den deutschen Mittelstand zu setzen?

6. Wo sehen Sie als Sachverständige Möglichkeiten Ausschreibungssysteme in

Entwicklungsländern mit deutscher Hilfe weiter aufzubauen und welche Länder

dienen hier und warum als Beispiel?
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7. Durch welche Mechanismen kann gewährleistet werden, dass

menschenrechtliche, ökologische und soziale Standards im Rahmen von PPPs

explizit und umfangreich berücksichtigt werden?

8. Welche Signalwirkung hätte eine Förderung der Kammer- und

Verbandsstrukturen in den Kooperationsländern durch ein an den

Globalisierungserfordernissen ausgerichtetes, inhaltlich weiterentwickeltes

Kammerpartnerschaftsprogramm (Stärkung der Mitwirkungskompetenz von

lokalen Kammern und Verbänden zu Verbesserung der Rahmenbedingungen für

unternehmerisches Handeln) sowie eine stärkere Einbeziehung von Kammer-

und Verbandspartnerschaften in Maßnahmen der staatlichen EZ zur Privatsektor-

/ Mittelstandsförderung?

9. Aus der Zivilgesellschaft stammt die Idee, dass die Bundesregierung auf

transparente Weise und unter Beteiligung zivilgesellschaftlicher Gruppen eine

verbindliche Liste von Ausschlusskriterien für die Kooperation mit Unternehmen

definieren sollte. Welche Kriterien müssten aus Ihrer Sicht in einer solchen Liste

berücksichtigt werden?

10.Welche Erfahrungen gibt es von Seiten des DIHK und der DEG darüber, dass

zunächst einmal mit staatlicher Unterstützung im Rahmen von

Entwicklungspartnerschaften mit der Privatwirtschaft begonnene Projekte und

Unternehmungen diese nach einer gewissen Förderungsperiode auch ohne

staatliche Finanzierung weiter geführt werden? In welchen Branchen ist eine

allein privatwirtschaftliche Fortführung von PPPs besonders wahrscheinlich? Und

wo sehen Sie entwicklungsförderliche Branchen/Programme, die besonders auf

eine staatliche Anschubfinanzierung/bzw. Zusammenarbeit angewiesen sind?

 Block 2 (15.40 – 16.20 Uhr):

„Chancen und Risiken einer Kooperation im Bereich großer

Infrastrukturprojekte“

1. Wie kann eine Verbreitung von Umwelt- und Sozialstandards und Förderung

verantwortungsvoller Unternehmensführung sowie Menschenrechtsstandarts –

Stichwort: Corporate Social Responibility (CSR) - in Entwicklungs-, Schwellen-

und Transformationsländern u. a. durch Ausbau der Unterstützung für den Global

Compact der Vereinten Nationen, den OECD Common Approaches, die Business

Social Compliance Initiative (BSCI) in Brüssel oder die Beförderung der

OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen aussehen?

2. Wie kann im Rahmen der Außenwirtschaftsförderung eine umfassende Prüfung

ökologischer, sozialer, menschenrechtlicher und entwicklungspolitischer

Standards garantiert werden und das Ruggie-Framework umgesetzt werden?

3. Der Global Compact und die OECD-Leitlinien für Unternehmen stehen vor allem

wegen ihrer Unverbindlichkeit und der fehlenden Kontrolle der Einhaltung sowie

der fehlenden Sanktionsmechanismen in der Kritik. Ein deutliches Negativbeispiel
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sind die Missstände im Produktionsprozess der Kakaoindustrie z.B. in Ghana

trotz freiwilliger Selbstverpflichtung der Hersteller. Wie bewerten Sie vor diesem

Hintergrund das Instrument „freiwillige Leitlinien“ im Vergleich zu „verbindlichen

Leitlinien“?

4. Haben sich die Hermes-Leitlinien vom 26. April 2001 dahin gehend bewährt, dass

sie zu einer nachhaltigen Entwicklung in der Außenwirtschaftsförderung

beigetragen haben?

5. Wie schätzen Sie die Einführung einer Haftungspflicht für in Europa ansässige

Mutterunternehmen für die Auslandstätigkeiten ihrer Tochterunternehmungen

ein, so wie es die European Coalition for Corporate Justice fordert?

6. Halten Sie es für einen sinnvollen Ansatz, wenn die Vergabe von

Hermesbürgschaften und anderen Förderinstrumenten davon abhängig gemacht

wird, ob das Unternehmen bestimmte Richtlinien und Leitsätze (bspw. UN Global

Compact, OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, MNE-Deklaration der

ILO, etc.) unterzeichnet bzw. in eigene Verhaltenskodizes und

Unternehmensleitsätze aufgenommen hat?

7. Wie kann gewährleistet werden, dass keine großen Infrastrukturprojekte mehr

gefördert werden, die mit negativen ökologischen, sozialen, menschenrechtlichen

oder entwicklungspolitischen Konsequenzen verbunden sind und wie kann

diesbezüglich gewährleistet werden, dass im Rahmen einer Kooperation

zwischen Wirtschaft und Entwicklungszusammenarbeit keine nicht-nachhaltigen

bzw. gefährlichen Technologien (z.B. Atomtechnologie) in Entwicklungsländer

exportiert werden?

8. Ist aus Ihrer Sicht eine Verschärfung/Vertiefung der OECD-Leitsätze vorrangig

oder ist eine Verbreitung der Leitsätze auf Nicht-OECD-Staaten ein effizienterer

Weg zur Durchsetzung von sozialen und Menschenrechtsstandards bei der

unternehmerischen Betätigung im Ausland?

9. Wie bewerten Sie die Leistungsfähigkeit der ILO und die dahinterstehende

administrative Durchschlagkraft der zuständigen UN-Organisation?

10.Bislang gelten die OECD-Leitsätze für Investments im Ausland, nicht jedoch z.B.

für Exportkreditgarantien. Welche Position beziehen Sie bezüglich dieses

sogenannten "Investment-Nexus"? Soll dieser weiterhin bestehen bleiben oder

die Anwendbarkeit auch z.B. auf Exportkreditgarantien ausgeweitet werden?

Wenn ja, warum? Wenn nein, warum nicht?
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 Block 3 (16.20 – 17.00 Uhr):

„Erfordernisse an eine bessere interministerielle Zusammenarbeit bzw.

Verzahnung und Informationsaustausch bei einer Kooperation zwischen

Privatwirtschaft und EZ“

1. Die zur Förderung und Kontrolle der OECD-Leitlinien zuständig Nationale

Kontaktstelle (NKS) ist momentan im BMWi eingegliedert. Würde eine

interministerielle Ansiedlung dieser Stelle – wie bspw. in Frankreich oder

Großbritannien oder einer unabhängigen Instanz wie in den Niederlanden – zu

einer verbesserten entwicklungspolitischen Kohärenz führen?

2. Wie bewerten Sie die Arbeit der neu eingerichtete Servicestelle/Zusammenarbeit

mit der Wirtschaft innerhalb des BMZ?

3. Wie bewerten Sie die bisherige interministerielle Zusammenarbeit zum Thema

Unternehmensverantwortung; Wirtschaft und Menschenrechte; und CSR,

insbesondere vor dem Hintergrund der europäischen und internationalen

Entwicklungen (insb. Ruggie-Prozess)?

4. Beispiel Rohstoffpolitik: Wie kann garantiert werden, dass im Zuge der

interministeriellen Zusammenarbeit bei den von BMWi, BMZ und AA

beschlossenen Rohstoffpartnerschaften deutsche Wirtschaftsinteressen nicht

gegen Entwicklungsziele ausgespielt werden?

5. Welche Erfahrungen haben Sie vor Ort gemacht in Bezug auf die Vielfalt der

deutschen Ansprechpartner, die mit der Förderung der wirtschaftlichen

Zusammenarbeit beschäftigt sind und welche konkreten Vorschläge haben Sie,

um die Situation vor Ort zu verbessern?

6. Gibt es gut funktionierende Strukturen in anderen Ländern, die als Beispiel für

eine Verbesserung der Koordinierung dienen können? Welche sind das?

7. Welche Vorteile würde die Einrichtung eines regelmäßigen und strukturierten

Dialogs zwischen Entwicklungszusammenarbeit (BMZ &

Durchführungsorganisationen), der Außenwirtschaftsförderung (BMWi und

nachgeordnete Behörden, AA) und der verfassten Wirtschaft (v.a. BDI, DIHK,

ZDH, BDA); Vertretung der Ressorts auf Sts-/ Abteilungsleiterebene (jährlich)

sowie auf Ebene der Verantwortlichen für das EZ- bzw. AWF-Kerngeschäft

(quartalsweise); Öffnung dieser Abstimmungsgremien für Ressorts mit

auslandsbezogenen Kooperationsinstrumenten für deutsche Unternehmen (v. a.

BMBF, künftig ev. auch BMU) hervorrufen?

8. Welche Gefahren für die Ausrichtung der deutschen

Entwicklungszusammenarbeit an den Zielen der Armutsbekämpfung sehen Sie in

der verstärkten Abstimmung der EZ mit Vertretern der Wirtschaft, etwa im

Rahmen des Rohstoffdialogs?

9. Welche Erwartungen haben Sie an die verstärkte interministerielle Kooperation

und welche Gefahren sehen Sie dabei für den unabhängigen Stellenwert der
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Entwicklungszusammenarbeit sehen sie in der verstärkten interministeriellen

Kooperation?

10.Welche Vorteile würde die Einrichtung von Referentenstellen für

Privatsektorförderung (PSF) in den regionalen Kopfreferaten des BMZ mit

folgendem Aufgabenprofil:

 Qualitätssicherung bei bilateralen staatlichen EZ-Maßnahmen der PSF im

regionalen Zuständigkeitsbereich,

 Übernahme der bislang noch im Referat „Zusammenarbeit mit der

Wirtschaft“ konzentrierten operativen PPP-Funktionen für den jeweiligen

Zuständigkeitsbereich (zusammen mit der erweiterten

AHK-Außenstruktur),

 Förderung von PPP-Beteiligungen von in Planung oder Durchführung

befindlichen EZ-Maßnahmen im Partnerland (u.a. durch

Außenrepräsentation bei landes- oder regionalbezogenen

Wirtschaftskooperationsveranstaltungen in Deutschland (u.a.

BMWi-Dialogforen, Wirtschaftsgremien u. dgl.),

 Teilnahme und Zuarbeit zu Sitzungen eines noch einzurichtenden

BMZ-internen Steuerungskreises „Privatsektorförderung /

Public-Private-Partnership“,

haben?
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Beginn der Sitzung: 14.30 Uhr

Die Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte entschuldigen Sie den verspäteten

Beginn. Sie können feststellen, dass die Plätze der Union noch unbesetzt sind, was damit

zusammenhängt, dass wir eben im Plenum eine Debatte zu Ägypten gehabt haben und der

bisherige entwicklungspolitische Sprecher der CDU/CSU, Herr Haibach, hat seine letzte Rede im

Plenum gehalten. Ich denke, dass es verständlich ist, wenn die Kolleginnen und Kollegen diese

noch abwarten wollten, aber sie werden jetzt sicherlich nach und nach eintreffen.

Trotzdem beginnen wir mit der Vorstellung, weil das auch eine gewisse Zeit dauert. Ich begrüße

Sie alle ganz herzlich heute zu unserer Anhörung und hier zunächst die Experten in

alphabetischer Reihenfolge. Ich kann jetzt nicht kontrollieren, ob alle da sind. Sehr schön, es sind

alle da. Da freue ich mich. Frau Cornelia Heydenreich, Referentin für

Unternehmensverantwortung bei der NGO Germanwatch; Herr Gerd Meyer-Philippi,

Geschäftsführer der Compware Medical GmbH; Frau Regine Richter, Referentin für

internationale Finanzinstitutionen und Energiepolitik bei der Menschenrechtsorganisation

„urgewald“; Herr Wolfgang Schmidt, Direktor der Vertretung der Internationalen

Arbeitsorganisation ILO in Deutschland; Herr Heiko Schwiderowski, Leiter der Referate „Afrika

südlich der Sahara“ und „Entwicklungspolitik“ beim Deutschen Industrie- und

Handelskammertag (DIHK) und schließlich Herr Bruno Wenn, Sprecher der Geschäftsführer der

Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft (DEG), aus alten Zeiten noch bekannt, in

meiner alten Funktion.

Auch den Zuschauern ein ganz herzliches Willkommen auf der Empore. Ich hoffe, dass die

Anhörung Ihre Erwartungen erfüllt und Sie nicht nachher hinausgehen und sagen „Oh Gott, war

das langweilig“, sondern dass Sie etwas mitnehmen aus dieser Anhörung. Wir sind sehr froh,

oder lassen Sie mich lieber so sagen, wir haben dieses Thema „Chancen einer Kooperation mit

der Privatwirtschaft in der Entwicklungszusammenarbeit“ gewählt, weil auch wir als Obleute

einen Konsens gefunden haben, dieses Thema ideologiefrei anzugehen. Wir wollen Hilfe zur

Selbsthilfe und den Aufbau von selbsttragenden, nachhaltigen Wirtschaftsentwicklungsländern.

Wenn man heute mit Vertretern der Entwicklungsländer spricht, dann hört man sehr oft „Uns

wäre es viel lieber, wenn wir mehr Handel hätten, statt Entwicklungshilfe, damit wir uns selbst

auch mit entwickeln können.“ Das sind die Forderungen. Wir wollen einen freien Handel haben,

aber wir wollen auch einen fairen Handel haben. Ich glaube, es sind auch diese wichtigen

Punkte, dass wir eine Win-win-Situation sehen müssen zwischen den Beteiligten, zwischen uns,

unseren wirtschaftlichen Unternehmen, unseren mittelständischen Betrieben einerseits und den

Entwicklungsländern andererseits, dass sie hier profitieren. Das heißt auch soziale Standards,
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die in dem Bereich nicht außen vorgelassen werden dürfen, und ökologische Standards. Für uns

ist immer klarer geworden, dass die Entwicklungsländer, die wir heute noch unterstützen, in

Zukunft die Schwellenländer sein werden, und das erwarten wir auch von ihnen. Die

Schwellenländer, das wissen wir, sind diejenigen, die zu unserer ökonomischen Situation nicht

gerade wenig mit beitragen.

Es gibt immer noch die kontroverse Diskussion im Hinblick auf das Verhältnis von

Außenwirtschaft und entwicklungspolitischen Schienen. Aber im Koalitionsvertrag ist von der

Regierung nicht ohne Absicht vorgesehen worden, hier eine engere Kooperation zwischen der

Entwicklungszusammenarbeit und der Privatwirtschaft voran zu bringen. Das klingt in der

Theorie gut, in der Praxis schaut es manchmal ein bisschen anders aus und es ist auch nicht so

ganz einfach. Man muss schauen, wie man die einzelnen Organisationen vor Ort zusammen

bekommt, wie man staatliche und nicht staatliche Akteure koordiniert, wie man unsere KMUs

(klein- und mittelständische Unternehmen) zusammenbringt, so mit Energiepartnerschaften, und

vieles andere mehr.

Vielleicht bekommen wir heute Antworten auf einige unserer Fragen. Den Sachverständigen ist

ein großer Fragenkatalog zugesandt worden mit einer Reihe von interessanten Fragen. Wir sind

schon sehr gespannt auf die Antworten.

Das Prozedere sieht folgendermaßen aus: Die Anhörung ist in vier Blöcke unterteilt. Wir werden

in Block 1 erst einmal die Eingangsstatements der Sachverständigen hören, jeweils 5 Minuten.

Vielleicht geht es ein wenig kürzer, da uns eine halbe Stunde fehlt. Dann werden wir zu den

Fragenblöcken übergehen. Ich weiß nicht, wer anfängt. Haben Sie sich abgesprochen? Vielleicht

Ladies First.

Regine Richter (urgewald e.V.): Herzlichen Dank für die Einladung zur heutigen Anhörung, bei

der es um Chancen der Kooperation der Privatwirtschaft in der Entwicklungszusammenarbeit

gehen soll. Ich habe gedacht, es macht vielleicht Sinn, eingangs nochmal darüber

nachzudenken, wo sich eigentlich Aufgaben, Interessen und Ziele von

Entwicklungszusammenarbeit (EZ) und Privatwirtschaft überschneiden. Da geht es bei der EZ

natürlich um Fragen, wie Armutsbekämpfung, Erreichung der Millenniumsziele. Wichtige

Sektoren dabei sind Gesundheit, Bildung, soziale Grundsicherung, nachhaltige Infrastruktur.

Es geht um die Förderung von nachhaltiger Entwicklung, und dabei geht es auch um die

Förderung lokaler Wirtschaft und deren nachhaltiger Ausrichtung. Es geht um die Einbindung der

lokalen Bevölkerung und Regierung, den Aufbau und die Unterstützung von

Regierungsstrukturen. Diese sollen die Aufsicht über die Wirtschaft führen, die eine Steuerbasis

als Einnahmequelle für die Staaten darstellen. Wenn man sich Privatwirtschaft anschaut und

welche Interessen dort vorliegen, dann geht es natürlich um die Verwirklichung von

Geschäftsideen und im besten Fall um eine positive Veränderung der Dinge. Es geht aber
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natürlich auch ganz klar um eine Orientierung auf zumindest langfristige Rendite, um

Wachstumsorientierung und um die Schaffung neuer Märkte.

Wenn man sich diese beiden Interessen anschaut, dann gibt es einen Überschneidungsbereich,

wo man sich treffen kann. Aber auch nur in diesem Überschneidungsbereich würde ich von einer

wirklichen Win-win-Situation, von der ja immer die Rede ist, reden. Das ist etwas, was ich gerade

Ihnen als Entwicklungspolitikern an die Hand geben möchte und dessen man sich bewusst sein

muss. Wenn in der Entwicklungszusammenarbeit eine Kooperation mit der Privatwirtschaft

stattfindet und wenn man diese sogar ausweiten will, dann sollte man sehr klar darin sein, was

die Regeln sind und wie sie aussehen müssen, um die EZ-Interessen auch praktisch zu wahren,

damit öffentliches Geld überhaupt auch für einen öffentlichen Nutzen im Süden genutzt wird. Es

ist sehr wichtig, dass es zu einer Evaluierung dessen kommt, was man da tut. Das ist zum

Beispiel gerade in dem Bereich PPP (Public Private Partnerships) etwas, was bisher noch nicht

wirklich umfassend gemacht worden ist. Ich würde gern noch etwas sagen zu den Regeln, um

die es geht. Da muss es natürlich aus Ihrer Sicht als Entwicklungspolitiker darum gehen, dass es

eine ganz klare Entwicklungsorientierung gibt, also vor allem eine Förderung von KMUs im

Süden, und deshalb müssen die Aktivitäten in nationale Entwicklungsstrategien eingebunden

sein. Es muss darum gehen, einen Fokus auf armutsreduzierende Sektoren zu legen, wie eben

Gesundheit, Bildung, soziale Sicherungssysteme, kleinbäuerliche Landwirtschaft und Aufbau

von staatlichen Aufsichtsstrukturen, dass eben wirtschaftliche Aktivitäten unter Aufsicht stehen.

Es muss darum gehen, ökologische, soziale und menschenrechtliche Standards einzuhalten. Es

muss auch ganz klar darum gehen, dass es Ausschlusskriterien gibt, also dass es Dinge gibt, wo

man sagt, das machen wir nicht – das wird nicht getan. Es ist immer wieder eine Frage der

Transparenz. Was wird eigentlich gemacht? Wie viel davon wird veröffentlicht? Nur über das,

was veröffentlicht wird, kann es tatsächlich ein Monitoring, eine Übersicht geben und das ist ein

ganz entscheidender Punkt. Eine weitere ganz wichtige Regel ist, dass keine Steuervermeidung

stattfinden darf, weil natürlich irgendwie die steuerliche Basis das ist, womit dann die

Entwicklungsländer anschließend handeln können. Ganz wichtig ist es, dass man diesen Regeln

Biss gibt. Dabei geht es im Prinzip darum, dass es so etwas wie Beschwerdemechanismen und

Sanktionsmechanismen geben muss.

Zu Beschwerdemechanismen: Im Fragenkatalog war ja auch das ganze Ruggie-Framework

enthalten. John Ruggie, der Sonderbeauftrage für Unternehmen und Menschenrechte der UN,

hat klare Kriterien formuliert, wie Beschwerdemechanismen aussehen müssten. Sie müssten

legitim, zugänglich, vorhersagbar sein, und sie müssen gerecht, kompatibel und transparent

sein. Wenn man nicht das Rad neu erfinden will, und in Diskussionen mit Kollegen sind wir dazu

gekommen, dass eine sehr stark reformierte nationale Kontaktstelle, wie es sie bei den

OECD-Leitlinien gibt, dazu genutzt werden könnte, so ein Beschwerdemechanismus zu sein.

Man könnte praktisch die Botschaften mit einbeziehen in dem Sinne, dass sie ebenfalls
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Beschwerden entgegennehmen würden. Dabei wäre es notwendig, dass das Verfahren nicht nur

für die OCED-Leitlinien genutzt würde, sondern dass es auch im Bereich

Außenwirtschaftsförderung und bei PPP umgesetzt werden müsste und jeder die Möglichkeit

haben müsste, sich zu beschweren, wenn etwas nicht so läuft, wie es laufen sollte.

Zu Sanktionsmechanismen: Dabei geht es um Überlegungen, was passiert eigentlich, wenn

Unternehmen sich nicht regelkonform verhalten. Was kann daraus folgen? Wie muss eine

Sanktion aussehen, damit sie wirklich auch einen Anreiz darstellt, sich an Regeln zu halten?

Ihnen als Entwicklungspolitiker würde ich gezielt an die Hand geben, die Bereiche der

Einflussnahme zu nutzen, wo es um Regierungshandeln geht. Da gibt es einige Möglichkeiten,

tätig zu werden. Im Moment werden die OECD Common Approaches überarbeitet. Es ist so,

dass die IFC, die Weltbank-Tochter, die für Privatwirtschaft zuständig ist, ihre Regeln, die so

genannten Performance Standards überarbeitet. Dann gibt es den Bereich, wo multilaterale

Entwicklungsbanken Gelder an Intermediäre geben, und dabei wären eine verbesserte

Transparenz und die Einhaltung der Regeln zukünftig wünschenswert. Gerade im Bereich der

Rohstoffpartnerschaften ist es ganz wichtig, dass ökologische, soziale und

entwicklungsrelevante Kriterien eingearbeitet werden und nicht nur gesagt wird, wir brauchen

Freihandel, um unsere Rohstoffe zu sichern. Danke.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Dann gehen wir in der Reihenfolge weiter, Herr Wenn bitte.

Bruno Wenn (DEG): Meine Damen und Herren, auch ich darf ganz herzlich danken für die

Gelegenheit, 50 Jahre Erfahrung der Förderung von privatwirtschaftlichen Investitionen durch

die DEG hier einzubringen. Es wird Sie nicht überraschen, dass aus unserer Sicht ein

dynamischer Privatsektor eine wesentliche Voraussetzung ist für die Entwicklung in

Entwicklungsländern. Es ist der Privatsektor, der Einkommen schafft, der dauerhafte

Beschäftigung schafft und der letztendlich auch durch Steuerzahlungen dazu beiträgt, dass

Entwicklungsländer auf Dauer von Entwicklungszusammenarbeit weniger abhängig werden.

Insofern ist für uns der Privatsektor Teil der Entwicklungsagenda. Wir sehen auch eine

wesentliche Rolle des Privatsektors bei der Erreichung der Millennium Development Goals.

Deshalb sehen wir natürlich die Zusammenarbeit von Außenwirtschaftsförderung und

Privatwirtschaft eher positiv.

Es ist nicht nur so, dass wir von Seiten der Entwicklungszusammenarbeit zum Handeln

aufgefordert sind, damit sich deutsche Unternehmen stärker in Entwicklungsländern engagieren

dürfen, sondern umgekehrt. Wir als Entwicklungspolitiker erwarten auch, dass deutsche Firmen

sich stärker in Entwicklungsländern engagieren, ihre technologische Kompetenz, ihre

Problemlösungskompetenz vor dem Hintergrund globaler Herausforderung im Bereich von

Ressourcenschutz, Energie, Klimaschutz und so weiter einbringen. Daraus ergeben sich noch
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viel mehr Schnittstellen, und hier ist gerade die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit ihren

vielfältigen Erfahrungen und Instrumenten gut positioniert, um der Privatwirtschaft zu helfen.

Heute fokussieren wir uns in der Diskussion sehr stark auf den deutschen Mittelstand. Aus

unserer Sicht ist aber viel bedeutsamer, den Privatsektor in Entwicklungsländern selber zu

fördern. Dort liegen die großen Chancen. Deutsche Investitionen in Entwicklungsländern können

diese Entwicklung noch stärker befördern und eine der wesentlichen zentralen Schnittstellen, die

wir sehen, ist, dass die deutsche EZ im erheblichen Umfang dazu beitragen kann, den Spielraum

für privatwirtschaftliches Handeln in Entwicklungsländer zu verbessern. Die ganz klare

Orientierung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit auf Good Governance ist

entscheidend. Ohne gute Regierungsführung, ohne transparentes verlässliches, kalkuliertes

Handeln ist privatwirtschaftliche Aktivität in vielen Entwicklungsländern auf Dauer nachhaltig

nicht möglich.

Sie verzeihen, wenn ich heute immer wieder Beispiele aus Afrika bringe, aber wenn man

Vizepräsident des Deutschen Afrika Vereins der deutschen Wirtschaft ist, dann prägt das. Wenn

man auf Afrika schaut, wird man feststellen, dass wir im erheblichen Umfang Infrastrukturdefizite

haben. Auch hier setzt die deutsche Entwicklungszusammenarbeit an, indem sie dazu beiträgt,

dass eine funktionsfähige, leistungsfähige Infrastruktur entsteht, die wichtig und von zentraler

Bedeutung ist, damit die lokale Privatwirtschaft auf Dauer wettbewerbsfähig ist. Ein weiterer

zentraler Punkt, der im letzten Jahr im Rahmen der G20 sehr intensiv diskutiert wurde, ist der

Zugang zu langfristiger Finanzierung für kleine und mittlere Unternehmen in

Entwicklungsländern, die 70 Prozent bis 80 Prozent der dortigen Unternehmen ausmachen.

Insofern ist auch die deutsche Entwicklungszusammenarbeit gut positioniert, dadurch dass sie

den Finanzsektor ausbaut und hilft, einen leistungsfähigen Finanzsektor in Entwicklungsländern

aufzustellen.

Wir sollten bei dieser Diskussion nicht vergessen, dass ein erhebliches Potential bei dem

besteht, was im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit international an

Aufträgen finanziert wird. Ich kann mir vorstellen, dass es noch größere Chancen für die

deutsche Wirtschaft gibt, wenn wir es richtig machen. Ich meine mit „richtig machen“, dass wir ein

Frühinformationssystem für die deutsche Wirtschaft brauchen, das verlässliche und umfängliche

Informationen über das, was auf Regierungsebene behandelt wird, gibt. So können

Unternehmen rechtzeitig und frühzeitig Akquisitionsentscheidungen treffen. Das wäre aus

unserer Sicht sehr wünschenswert.

Letzter Punkt ist, und dafür stehen wir in der DEG, dass Investitionen in Entwicklungsländern

gefördert werden. Nicht nur von Deutschland aus, sondern auch direkt vor Ort. Wir verlangen von

allen Firmen, die wir unterstützen, dass sie international akzeptierte Standards, was Umwelt,

Soziales und Corporate Social Responsibility angeht, einsetzen. Da gibt es hervorragende

Beispiele in Entwicklungsländern. Ich komme gerade aus Indonesien zurück und bin dann immer
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überrascht, wie viele lokale Firmen heutzutage Standards entwickelt haben, wo ich mir

wünschen würde, dass an der einen oder anderen Stelle auch deutsche Unternehmen sich da

ein Beispiel nehmen würden. Zusammenfassend sehe ich eine große Schnittmenge zwischen

Außenwirtschaftsförderung und Entwicklungszusammenarbeit. Außenwirtschaftsförderung dient

letztendlich einer nachhaltigen Entwicklung. Genau dasselbe Ziel verfolgt die

Entwicklungszusammenarbeit. Es wäre wünschenswert, wenn man das Beste aus beiden

Welten nutzen würde und es da, wo man beides gegenseitig verstärken kann, auch nutzen

würde. Danke.

Gerd Meyer-Philippi (Geschäftsführer Compware Medical GmbH): Ich freue mich, dass

heute Sachverständige aus allen relevanten Bereichen der Entwicklungszusammenarbeit

eingeladen sind. Ich freue mich ganz besonders, dass ich als Vertreter der KMUs zu Ihnen

sprechen darf. Das ist etwas, was eigentlich sehr selten vorkommt. Ich möchte Sie heute einmal

ein bisschen in die Welt der KMUs mitnehmen. In meinem Eingangsstatement stelle ich Ihnen

ein PPP-Projekt vor, das das BMZ, über die GIZ, gemeinsam mit uns seit vier Jahren

ausgesprochen erfolgreich betreibt und bei dem ich glaube, das wir die Forderungen, die hier

erhoben wurden, wirklich erfolgreich umgesetzt haben.

Vielleicht lassen Sie mich ein paar Worte zum Thema KMUs sagen. Wir sind ein KMU, ein

kleines mittelständisches Unternehmen, das inhabergeführt ist. Ich möchte Sie ein bisschen

mitnehmen in den Bereich Wirtschaft, Unternehmen und Unterschiede zwischen den einzelnen

Unternehmen. Ich fange mal mit einer ganz klaren Realität an. Was ist das Ziel eines

Unternehmens? Das allererste Ziel eines Unternehmens ist Geld verdienen, Löhne zahlen,

Steuern zahlen etc. Dann kommen wir schon zu den Unterschieden in Unternehmen. Wenn wir

in der Politik von großen Unternehmen sprechen, dann sind in der Regel AGs gemeint. AGs sind

anders geführt und anders organisiert. AGs denken in Quartalszahlen, denken ganz klar in

Rendite. Inhabergeführte, kleine mittelständische Unternehmen denken in Generationen,

denken in Langfristigkeit, Nachhaltigkeit und nicht nur in Ertrag. Es ist auch ein anderes

Verhältnis zum Mitarbeiter. KMUs sind in der Regel hochspezialisiert, hochqualifiziert und meist

auch sehr effizient. Auf der anderen Seite haben KMUs ein relativ schmales finanzielles Budget

und relativ eingeschränkte Ressourcen. Aber KMUs müssen auch risikobereit sein. Ein

wesentlicher Unterschied ist die persönliche Einstellung des Unternehmers. Es ist nicht allein der

Renditegedanke. Es ist nicht, dass sich der Unternehmer alle Vierteljahre vor der Börse

rechtfertigen muss, vor den Shareholder Values argumentieren muss. Hier sind vielmehr

Bereiche wichtig, wie die Mitarbeiter, mit denen man zusammen ein Unternehmen aufgebaut hat

und die man persönlich kennt. Es ist soziales Engagement. Es ist Engagement im Bereich

Corporate Social Responsibility, und man trägt eine Verantwortung. Man hat hier die Möglichkeit,

Dinge umzusetzen, bei denen sich ein großes Unternehmen recht schwer tut. Man kann sich
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durchaus philanthropische Dinge leisten, aber ganz generell gilt für die KMUs natürlich das

Wirtschaftlichkeitsgebot. Rein philanthropische Sichtweise ist zwar selten möglich, aber sie ist

eben möglich und sie ist auch realisierbar. Corporate Social Response und Image in der

Öffentlichkeit sind wichtige Ziele für das Unternehmen, für die Mitarbeiter, aber auch für den

Unternehmer selbst. Man hat eine Identifizierung mit dem Unternehmen und mit den Zielen des

Unternehmens. Nicht nur der Inhaber, sondern auch die Mitarbeiter, die man im Grunde

genommen mitnimmt und motiviert. KMUs sind aufgrund ihrer hohen Spezialisierung und ihrer

schmalen finanziellen und personellen Ressourcen gewohnt, partnerschaftliche

Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen und Organisationen durchzuführen. Das ist unser

tägliches Brot.

Mit dem Know-how, dem Spezialwissen und den Fähigkeiten zur Kooperation sind wir eigentlich

der Partner für die Entwicklungshilfe. Von unserem Denken her sind wir gezwungen, effizient zu

denken, das heißt auch in Projekten, was gut ist für die jeweiligen Projekte. Ich gehe nachher

gern auf unsere vier-jährige Erfahrung bei Projekten ein, die wir im Rahmen des PPP gemacht

haben. Ich erzähle Ihnen gern etwas zum Thema Entwicklungshilfe, zu dem Thema Wettbewerb

zwischen Hilfsorganisationen, zu Situationen in Ländern, wo enorm viel Geld da ist, unglaublich

viele Hilfsorganisationen tätig sind und trotzdem keine Koordination stattfindet und keine

Spezialisten da sind. Darüber muss man auch reden, bevor man sich überlegt, welche Grenzen

und Auflagen man den Unternehmen macht. Wir haben als Unternehmen ganz bewusst den

Weg des PPP über das BMZ gewählt. Wir waren uns bewusst, was das für ein Unternehmen

bedeutet. Wir können nach drei Jahren sagen, und da wird die GIZ auch zustimmen, das war

oder ist immer noch eine sehr erfolgreiche Zusammenarbeit. Das PPP ist verlängert worden und

zwar für alle drei Seiten, für das Partnerland, ich nehme hier mal Nepal raus, für das BMZ und

auch für uns als Unternehmen. Ganz nebenbei haben wir uns, das ist auch eine Pflicht für ein

Unternehmen, auf dem Markt etabliert. Das heißt, wir kommen ohne Subventionen aus, wir sind

immer ohne Subventionen ausgekommen, und haben uns etabliert auf dem Markt. Wir haben

uns einen guten Namen gemacht, was ohne BMZ und PPP überhaupt nicht möglich gewesen

wäre für einen kleinen Mittelständler.

Abschließend möchte ich sagen, ich persönlich bin überzeugt, dass sich entwicklungspolitische

Ziele im PPP mit der Privatwirtschaft erfolgreich umsetzen lassen. Entwicklungspolitik und

Entwicklungszusammenarbeit und privatwirtschaftliche Zusammenarbeit müssen einander nicht

ausschließen. Es passt vielleicht nicht in allen Fällen, aber in vielen Fällen ist es eine gute

Kombination. Danke.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Schwiderowski.
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Heiko Schwiderowski (DIHK): Vielen Dank, Frau Wöhrl. Sehr geehrte Damen und Herren

Abgeordnete des Deutschen Bundestages. Ich freue mich sehr, dass ich aus Sicht der

deutschen Wirtschaft auch einige Takte beitragen darf zu diesem Thema. Mit diesem Thema holt

die Bundesregierung eine Entwicklung nach, die unseres Erachtens in anderen Ländern, vor

allem bei unseren EU-Nachbarn, schon längst gang und gäbe ist. Auch in den Ländern, die

ordnungspolitisch absolut korrekt agieren und die Verknüpfung entwicklungspolitischer Ziele mit

nationalen wirtschaftlichen Interessen vorgesehen haben.

Wir werden heute darüber diskutieren, inwiefern das überhaupt Sinn macht und wenn ja, wo da

die Grenzen liegen und liegen dürfen. Aus unserer Sicht liegen die Grenzen ganz klar bei dem

Thema der Lieferbindung. Sie werden niemals von uns hören, dass wir fordern, dass ein zum

Beispiel von der KfW finanziertes Projekt nur von einer deutschen Firma durchgeführt werden

muss. Es gibt internationale Spielregeln, und als Vize-Export-Weltmeister leben wir sehr gut

davon, dass wir diese Regeln einhalten. Wir leben aber auch sehr gut davon, dass andere diese

Regeln einhalten und würden uns wünschen, dass dies auch verstärkt durchgesetzt wird. Eine

andere Prämisse unseres Handelns ist die Nachfrageorientierung. Wir sind also sehr an den

Interessen unserer Partner interessiert und setzen das auch dahingehend um, dass wir die

Position, die wir zu Papier bringen – wie zuletzt unser entwicklungspolitisches Positionspapier –

mit unseren Partner abstimmen. Partner sind in dem Fall die Botschaften der Länder der hier in

Berlin ansässigen Entwicklungsländer, aber auch Wirtschaftsdelegationen und Delegationen

von Parlamentariern, die aus den Partnerländern nach Berlin kommen. Mit denen diskutieren wir

dann auch hin und wieder Themen wie Berichtspflichten, verpflichtende Standards, höhere

Haftung der Mütter-Firmen für ihre Töchter. Ich möchte aber nochmal in Erinnerung rufen, dass

es allein in Afrika südlich der Sahara über 25 Länder gibt, in denen wir noch nicht einmal zwei

deutsche Investoren aus der Privatwirtschaft vor Ort haben. Im Dialog mit diesen Ländern würde

ich mich lächerlich machen, wenn ich über Themen wie verpflichtende Standards für deutsche

Unternehmen sprechen würde, weil es die nämlich gar nicht gibt. Mit den Vertretern dieser

Länder reden wir darüber, wie wir mehr Investoren gewinnen können, die in diese Länder gehen

oder welche Barrieren gemeinsam abgebaut werden können. Die Forderung der Partner, die wie

wir immer wieder hören, ist dann, warum wir denn so wenig erfolgreich dabei seien, deutsche

Investoren für diese Länder zu akquirieren und damit einen Beitrag dazu zu leisten, dass es den

Ländern tatsächlich gelingt zu diversifizieren und von der Abhängigkeit meist asiatischer Partner

etwas wegzukommen. Die Ziele sind also andere, wenn wir mit Vertretern dieser Länder

diskutieren, und so sehen es eben auch unsere Partner.

Ich möchte noch kurz etwas zu dem Bereich der großen Infrastrukturprojekte sagen, das war ja

auch in dem Fragenblock angesprochen. Natürlich haben wir eigene Werte, wenn es darum

geht, große Infrastrukturprojekte in Partnerländern aufzubauen. Es gibt aber auch die

Nachfrageorientierung, die nicht zuletzt in der Paris-Deklaration festgehalten wurde. Man sollte
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nicht vergessen, dass es natürlich für unsere Partner in den Partnerländern alternative Partner

aus anderen Ländern gibt. Aus Regionen, die sich wesentlich weniger um Standards kehren als

deutsche Unternehmen und die dann zum Zuge kommen. Es wird immer wieder gefordert, und

dieser Forderung schließen wir uns ausdrücklich an, dass Rohstoffe in rohstoffreichen Ländern

verarbeitet werden. Das kann nur gelingen, wenn diese Verarbeitung ungefähr qualitativ und

auch zum gleichen Preis erfolgt, wie bei einer Verarbeitung in einem Industrieland. Dazu muss

allerdings in dem entsprechenden Land eine leistungsstarke Transportinfrastruktur vorhanden

sein und eine zuverlässige Energieversorgung. Um die aufzubauen, sind wir genau beim Thema

der großen Infrastrukturprojekte. Das kann natürlich massive Einschnitte in Ökosysteme

bedeuten. Wir plädieren dafür, den Ländern nicht nur zu sagen, aus welchen Gründen das nicht

geht, sondern uns gemeinsam an einen Tisch zu setzen und einen Dialog darüber zu führen, um

zu gemeinsamen Lösungen zu kommen. So kann beiden Seiten entsprochen werden, den

hohen ökologischen und sozialen Standards, aber auch der Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit

unserer Partner. Vielen Dank.

Cornelia Heydenreich (Germanwatch e.V): Schönen Dank für die Einladung. Ich möchte kurz

einige Worte zu Germanwatch sagen, weil vielleicht oft die Annahme besteht,

Nichtregierungsorganisationen haben insgesamt ein kritisches Verhältnis mit der Wirtschaft.

Natürlich schauen wir kritisch auf Unternehmen. Wir haben eine Watchdog-Funktion und

schauen wie Wirtschaft und Regierung in der Entwicklungszusammenarbeit und im Hinblick auf

mögliche Auswirkungen auf die Entwicklungsländer tätig sind. Aber Germanwatch ist auch eine

Organisation, die in einen Dialog mit Unternehmen tritt und in ausgewählten Bereichen

strategische Partnerschaften eingeht, wenn es um die Durchsetzung von politischen Zielen geht,

die uns wichtig sind. Das vielleicht als Vorbemerkung.

Dann werde ich ein paar Aspekte zur Kooperation mit Unternehmen im Rahmen der

Entwicklungszusammenarbeit und schließlich Grundsätzliches zur Unternehmensverantwortung

sagen und die entsprechende Rahmensetzung aufgreifen. Wir finden es wichtig, im Rahmen der

Entwicklungszusammenarbeit über Kooperationen mit Unternehmen zu reden und dabei auch

den Gesamtblick auf Unternehmen zu legen und auf die Auswirkungen von Unternehmen auf

Entwicklungsländer, die entwicklungspolitischen, menschenrechtlichen, sozialen, ökologischen

Auswirkungen. Es kann nicht immer nur um Kooperationsprojekte gehen, sondern hierbei ist der

gesamte andere Politikbereich zu berücksichtigen, in dem sich Auswirkungen durch

Unternehmen ergeben können. Man sollte auch Punkte wie die Außenwirtschaftsförderung, die

Rohstoffstrategie, bilaterale Investitionsabkommen, in die Entwicklungspolitik aufnehmen. Wir

finden Public Privat Partnership (PPP), also Kooperationen mit der Wirtschaft, sind kein

Selbstzweck, sondern sind dort sinnvoll, wo sie einer wirkungsvollen und effizienten Umsetzung

von entwicklungspolitischen Zielen dienen, die erst mal gut analysiert werden sollten. Wo ist es
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sinnvoll, in Richtung Armutsbekämpfung, Millennium Development Goals mit Unternehmen

zusammen zu arbeiten? Aus unserer Sicht ist es nicht immer sinnvoll, mit Unternehmen

zusammenzuarbeiten. Deshalb ist es wichtig, dass es umfangreiche Evaluierungen gibt, was in

den letzten Jahren im Rahmen dieser PPP Projekte bereits gelaufen ist und zu schauen, welche

Art von Projekten sinnvoll und effizient sind und welche nicht. Davor darf nicht zurückgeschreckt

werden, auch wenn Unternehmen das nicht so toll finden, wenn transparent dargestellt und

untersucht wird. Genauso wichtig, das ist auch schon genannt worden, finden wir, dass

Unternehmen aus Entwicklungsländern vor Ort stärker mit einbezogen werden. Man muss auch

schauen, mit welchen Unternehmen man kooperiert. Es muss sowohl für bestimmte Arten von

Projekten Ausschlusskriterien geben, als auch für Unternehmen. Bestimmte Grundsätze müssen

erst einmal von vornherein klar sein. Dass zum Beispiel gesagt wird, wir finden die OECD

Leitsätze wichtig und werden uns im Rahmen unserer Aktivitäten daran halten. Es gibt also

bestimmte Grundsätze, die die Unternehmen im Vorfeld einer Kooperation grundsätzlich

unterstützen müssen.

Insgesamt finden wir es wichtig, dass es für das Agieren von deutschen und europäischen

Unternehmen, die weltweit aktiv sind, einen gewissen Rahmen gibt, der nicht nur für diese

konkreten Kooperationsprojekte gilt. Hierzu muss es einfach von den Regierungen aus

Deutschland, aus Europa, konkrete Rahmensetzungen geben, was sind die Erwartungen, wie

sollen sich unsere Unternehmen im Ausland verhalten. Ich möchte da auf ein paar Instrumente

hinweisen, die gerade in diesem Jahr sehr aktuell in der Diskussion sind. Von daher denke ich,

dass es ein Thema ist, was wirklich Konjunktur hat im Moment, auf allen Ebenen. Auf UN-Ebene

erarbeitet John Ruggie in diesen Monaten seinen Abschlussbericht, den er im Juni vorstellen

wird. Auch die OECD ist aktiv. So werden die Common Approaches für Exportkreditgarantien

überarbeitet, das Gleiche gilt für die OECD Leitsätze für multinationale Unternehmen.

Hier sehen wir großes Potenzial, bei den Inhalten stärker zu werden, insbesondere aber bei den

Umsetzungsverfahren einen Rahmen zu setzen, bei den Verfahren also, die die Arbeit der

sogenannten nationalen Kontaktstellen beschreiben. Da sehen wir noch Verbesserungsbedarf

hier in Deutschland, was ich gerne auch noch konkreter ausführen kann. Das betrifft die

OECD-Ebene, wo besondere Aufmerksamkeit sein sollte.

Aber auch auf europäischer Ebene gibt es größere Debatten. In diesem Jahr wird eine neue

Mitteilung der Europäischen Kommission zu CSR (Corporate Social Responsibility) erwartet.

Hier wurden in den letzten Jahren verstärkt verbindliche Ansätze mit diskutiert, also nicht mehr

auf dem Freiwilligkeitsparadigma beharrend, was auf europäischer Ebene lange Zeit war. Zum

Beispiel wurde im Oktober eine Studie veröffentlicht, die den aktuellen Rechtsrahmen

untersucht, dem sich europäische Unternehmen ausgesetzt sehen, wenn sie weltweit

investieren. Sie firmiert unter dem Titel „Edinburgh Studie“, weil sie von der Universität

Edinburgh im Jahr 2009 verfasst wurde, damals noch im Auftrag noch von Verheugen. Das
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sehen wir als einen wichtigen Ansatzpunkt, um zu schauen, was gibt es bereits und wo gibt es

vielleicht Lücken. Wir empfehlen nachdrücklich, dieses auf deutscher Ebene stärker zu

diskutieren. Konkret gab es beispielsweise jetzt eine Konsultation auf europäischer Ebene zu

Berichtspflichten über nichtfinanzielle Indikatoren, also über soziale, ökologische, ethische

Kriterien und was Unternehmen dazu berichten sollen. Das ist eine ganz konkrete Debatte in

Europa. In Deutschland sehen wir die Debatte bisher stärker auf der rein freiwilligen Ebene; im

Rahmen des CSR-Forums waren zum Beispiel die verbindlichen Ansätze nicht im Blick, und wir

würden uns wünschen, dass das sich ändert. Danke.

Wolfgang Schmidt (ILO Berlin): Herzlichen Dank. Auch ich habe wie die Kolleginnen und

Kollegen die vielen Fragen, die Sie uns gestellt haben, eher so verstanden, dass es jetzt um nicht

mehr wirklich um das „Ob“, sondern doch eher um das „Wie“ einer Zusammenarbeit mit der

Privatwirtschaft geht. Ich habe jetzt geschaut, welche Prinzipien aus meiner Sicht für die

verschiedenen Formen der Kooperationen grundlegend seien sollten. Ich könnte es mir ganz

einfach machen und jetzt enden, indem ich auf die Decent Work Gender der ILO verweise.

So einfach möchte ich es mir nicht machen, sondern insbesondere einen Aspekt der Decent

Work Gender herausgreifen, nämlich den Bereich der Arbeits- und Sozialstandards. Da kommt

es aus meiner Sicht darauf an, dass die Privatwirtschaft durch ihr Agieren zu einer sozialen

Entwicklung beiträgt und die Lebenssituation der Menschen in den Entwicklungsländern

verbessert. Wenn man das andersherum ausdrückt, könnte man das negativ formulieren und

sagen, die Unternehmen sollen mit ihrem Wirken nicht in den Konflikt mit den staatlichen

Entwicklungszielen treten und sich nicht gegen die Interessen der Arbeitnehmer und

Arbeitnehmerinnen richten. Diese Gedanken finden Sie ähnlich formuliert auch in der MNE

Declaration der ILO, die dreigliedrige Grundsatzerklärung der ILO über multinationale

Unternehmen und Sozialpolitik, der Schwestererklärung zu den OECD-Guidelines. Dieses

Spannungsverhältnis zwischen den Chancen und Risiken der Unternehmenswirkung

aufzulösen, bieten die ILO, die OECD und auch die Vereinten Nationen mit ihren jeweiligen

Instrumenten und Leitlinien, die eine Richtschnur für gute Unternehmensführung bilden können.

Wenn diese Richtschnur von den Unternehmen beachtet wird, wäre aus meiner Sicht eine

Voraussetzung gegeben, damit die Kooperation mit der Privatwirtschaft jeweils als Chance

gesehen werden kann. Zu Recht wird ja auch in verschiedenen anderen Stellungnahmen betont,

dass diese Instrumente freiwillige Instrumente sind. Allerdings muss man auch festhalten, dass

die Instrumente nicht im luftleeren Raum stehen, sondern zumindest im Arbeits- und

Sozialbereich im Bezug zu den Kernarbeitsnormen der ILO stehen.

Diese ILO Kernarbeitsnormen ergeben sich aus der sogenannten „Erklärung über die

grundlegenden Prinzipienrechte bei der Arbeit“ von 1998. Ich will die vier Prinzipien, damit man

die nochmal vor Augen hat, nochmal nennen. Da ist die 1. Richtlinie, und das wird häufig



Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 27. Sitzung, 09.02.2011

23

vergessen, die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des Rechts zu

Kollektivverhandlungen. 2., und die ist bekannter, die Beseitigung aller Formen von Zwangs-

oder Pflichtarbeit. 3., die Bekannteste, die effektive Abschaffung der Kinderarbeit. Und

schließlich 4. die Beseitigung der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf. Die Mitglieder der

ILO haben sich alle auf diese vier Kernarbeitsnormen geeinigt und sollten deswegen als Staaten

diese Mindeststandards immer beachten und zwar bei allen Politiken und Maßnahmen. Das

wäre dann aus meiner Sicht auch schon die zweite Voraussetzung, damit die Kooperation mit

der Privatwirtschaft zu einer Chance für die Entwicklungszusammenarbeit wird: Die Beachtung

der Kernarbeitsnormen durch die Unternehmen und Staaten.

Neben diesen genannten Mindeststandards macht die ILO noch mehr. Sie setzt nämlich auch

Normen und Standards in vielen anderen Bereichen. Das tut sie im Wesentlichen über

Konventionen, wir in Deutschland nennen das Übereinkommen. Die haben eine besondere

Bedeutung, die sich auch daraus ergibt, wie ILO-Übereinkommen zustande kommen. Denn die

ILO, das werden Sie hoffentlich wissen, ist nicht irgendeine internationale Organisation, sondern

eine sogenannte tripeptide, eine dreigliedrige Organisation. Anders als bei anderen

internationalen Organisationen sitzen da nicht nur Vertreter und Vertreterinnen der jeweiligen

Regierungen, sondern es nehmen auch die Arbeitgeberverbände und die Gewerkschaften teil.

Aus Deutschland fahren also nicht nur das BMAS nach Genf, sondern auch der BDA und der

DGB. Wenn jetzt eine dieser drei genannten Gruppen für einen bestimmten Bereich die

Notwendigkeit sieht, eine übereinkommende Norm zu schaffen, dann beginnt, wie Sie sich

vorstellen können, ein relativ langer Verhandlungsprozess, aber am Ende dieses relativ langen

Prozesses steht dann eine sehr anerkannte und weitverbreitete Norm, die schließlich noch mit

einer Zweidrittelmehrheit auf unserer Generalversammlung der internationalen Arbeitskonferenz

verabschiedet werden muss. Das bedeutet, eine ILO Norm hat ein relativ großes Gewicht und

eine hohe Autorität, weil auch die mit der Arbeitswelt befassten Unternehmensverbände und

Gewerkschaften an ihrer Entstehung beteiligt waren. Man hat jetzt ein Übereinkommen, das

natürlich noch nicht ausreichend ist, sondern dieses Übereinkommen muss im zweiten Schritt

auch noch ratifiziert werden. Wenn mehrere Staaten das tun, dann hat so eine Norm auch eine

entsprechende weltweite Geltung.

Das wäre also meinetwegen der dritte Faktor, den ich sehen würde, der eine Zusammenarbeit

mit der Privatwirtschaft erfolgreich macht, nämlich dass Deutschland mithilft, Partnerländer zu

überzeugen, möglichst viele ILO-Konventionen zu ratifizieren.

Wenn ich dann zum vierten und aus meiner Sicht letzten Faktor komme, dann würde ich sagen,

die Entwicklungsländer sollten dabei unterstützt werden, diese ratifizierten Übereinkommen in

nationales Gesetz umzusetzen. Es ist so, dass die ILO-Übereinkommen völkerrechtliche

Verträge sind, aus denen sich noch keine unmittelbare Verpflichtung ergibt. Das gilt

insbesondere nicht für Unternehmen oder Private, das müsste dann, wie auch in Deutschland,
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durch ein Gesetz geschehen, auf das man sich berufen kann. Bei dessen Verletzung könnte

geklagt werden. Die ILO unterstützt die Mitgliedsstaaten, wenn sie es nicht selbst können, bei

der Umsetzung im Rahmen der technischen Zusammenarbeit. Sie werden es schon ahnen, auch

bei dieser technischen Zusammenarbeit braucht die ILO Unterstützung, insbesondere aus den

Industrieländern. Das ist dann immer der Punkt, wo wir bei Ihnen und beim Ministerium

anklopfen und um Unterstützung bitten. Das hat in der Vergangenheit gut geklappt, und wir

hoffen natürlich, dass es auch in Zukunft so bleiben wird.

Ich hoffe, dass ich jetzt in etwas mehr als fünf Minuten die vier Faktoren genannt habe, die aus

meiner Sicht hilfreich sein könnten für die Kooperation mit der Privatwirtschaft, damit der Titel der

Anhörung auch Wirklichkeit wird oder bleibt. Über die anderen Faktoren werden wir

wahrscheinlich im nächsten Block noch intensiv sprechen. Herzlichen Dank.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Ich bedanke mich ganz herzlich bei Ihnen für Ihre einleitenden

Statements. Wir kommen jetzt zu unserem ersten Block, nämlich den Chancen einer

Kooperation mit dem deutschen Mittelstand in der Entwicklungszusammenarbeit. Es ist

vereinbart worden, dass jede Fraktion zwei Minuten hat für zwei Fragen. Dann folgen die

Sachverständigen, die gefragt worden sind, und haben die Möglichkeit zu antworten. Aber bitte

nicht länger als drei Minuten. Wir werden wahrscheinlich sowieso nicht die ganzen Fragerunden

durchziehen können, weil wir jetzt schon ein bisschen Zeitknappheit haben, aber wir versuchen

es wenigstens. Herr Leibrecht bitte.

Abg. Harald Leibrecht (FDP): Irgendwie hatte ich das mit den zwei Fragen nicht so

mitbekommen. Das ist wirklich ein bisschen wenig bei so vielen Sachverständigen. Ich möchte

mich auch erst einmal ganz herzlich bedanken für Ihre Berichte, und diese zeigten auch die

Vielfalt des Themas.

Ich möchte mich dann doch beschränken auf die zwei Fragestellungen. Unsere Arbeitsgruppe

war kürzlich in Brüssel, und wir haben da mit zahlreichen NGOs gesprochen. Ich glaube, VENRO

war dabei und die Kirchen. Bei dem Thema der Kooperationsmöglichkeiten auch mit der

Privatwirtschaft wurde uns immer wieder deutlich gemacht, das eigentlich die deutschen

Unternehmen in den Entwicklungsländern einen sehr guten Ruf haben. Sie halten wohl im

Großen und Ganzen die sozialen Standards ein und bemühen sich durchaus, sich in die Länder

positiv einzubringen. Das ist jetzt die Frage: Ist das auch Ihre Erfahrung mit Unternehmen in

Entwicklungsländern? Ich würde es natürlich auch sehr begrüßen.

Dann zum Thema, ich glaube, Frau Richter hat es vorhin angesprochen, dass sämtliche

Kooperationen in diesen Ländern auch entwicklungsorientiert sein sollten. Das ist natürlich

richtig. Ich stimme dem natürlich zu, aber da ist eine feine Trennlinie. Was ist „rein

entwicklungsorientiert“? Was ist dann doch mehr „rein unternehmerisch“ gedacht und nicht nur



Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 27. Sitzung, 09.02.2011

25

dem Gedanken der Entwicklungspolitik folgend? Wenn man aber quasi Arbeitsplätze und

Einkommen schafft oder den Menschen die Möglichkeit gibt, durch ihr Einkommen dann eine

größere persönliche Freiheit zu haben, dann ist das auch entwicklungspolitisch positiv. Im

Umkehrschluss kann das auch wieder heißen, das ist ein Unternehmer, der hat überhaupt kein

Interesse, wie die Leute sich entwickeln, sondern er will eben nur sein schnelles Geld machen.

Wo sind hier die feinen Trennlinien? Das wäre an Frau Richter.

Wenn ich doch noch ganz schnell eine Frage stellen darf an den DIHK. Die Kooperation mit den

Kammern, das ist, glaube ich, ganz entscheidend. Wir haben in Entwicklungsländern die

Kammern, die oft im Aufbau sehr schwach sind. Die brauchen richtig viel Unterstützung und

Hilfe. Wie funktioniert das? Ich weiß, es gibt diese Kooperation, aber kann man die noch

wesentlich ausbauen? Danke.

Abg. Ute Koczy (BÜNDNIS90/DIE GRÜNE): Danke, Frau Vorsitzende. Es ist eine sehr wichtige

Anhörung, die wir heute durchführen, weil wir gerade feststellen, dass das Spannungsverhältnis,

das gerade zutreffend von allen Teilnehmerinnen beschrieben wurde, tatsächlich existiert und

dass wir uns noch nicht ganz klar sind über die Analyse. Da gibt es unterschiedliche

Herangehensweisen. Wir haben uns darauf verständigt, hier darüber zu sprechen, wie denn die

Chancen aussehen. Was wir sehen, ist, dass es eigentlich noch gar keine grundlegend gute

Evaluation der PPPs gibt. Deswegen halte ich es für dringend notwendig, diesen Fehler zu

korrigieren, damit man weiß, worauf man sich bezieht und welche Probleme es tatsächlich gibt.

Daher bin ich überzeugt davon, dass man sich aktuell nur über solche Anhörungen die nötigen

Informationen holen kann, weil wir keine evaluierten Grundlagen haben. Das ist natürlich ein

Problem.

Jetzt zu meinen zwei Fragen. Uns ist klar, dass es Kooperationsvorhaben gibt, die auch gut sind,

aber die werden mehrheitlich nicht in den ärmsten Ländern realisiert. In welchen Ländern werden

Kooperationsvorhaben realisiert? Unternehmen gehen natürlich in die Länder und arbeiten

gerade dort, wo quasi wenig Armut vorhanden ist, wo bestimmte Strukturen vorhanden sind. Herr

Meyer-Philippi möchte schon antworten, und der kriegt auch die Frage. Ich möchte aber auch

gerne an Regine Richter diese Frage stellen und auch noch einmal an den Vertreter der ILO.

Warum ist das so? Warum treffen wir vor allem Unternehmen in den reicheren Ländern an und

eben nicht dort, wo Armutsbekämpfung notwendig ist?

Die zweite Frage geht jetzt an – die wäre jetzt gerne an das BMZ gegangen, die sind aber nicht

da – Herrn Wenn und Herrn Schwiderowski: Wie bewerten Sie die bisherigen bestehenden

strategischen Allianzen, also die bestehenden Dreieckskooperationen, zwischen

Nichtregierungsorganisationen, Unternehmen und den EZ-Organisationen? Da hätte ich gern

von Ihnen eine Bewertung. Danke.
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Abg. Jürgen Klimke (CDU/CSU): Danke sehr. Für uns ist es sehr wichtig, die Situation des

Mittelstandes gerade im Bereich der Außenwirtschaft zu stärken, vor allen Dingen auch im

Zusammenhang in der Kooperation mit dem Entwicklungsbereich. Aber auch, was Herr Wenn

unterstrichen hat, die Sicherung regionaler Märkte, den Aufbau regionaler Strukturen, die dann

auch nachhaltige Arbeitsplätze schaffen können. Dazu würde ich gern die erste Frage an Herrn

Schwiderowski stellen. Wir haben, das hört man auch immer wieder im Ausland, vorbildliche

Kammer- und Verbandsstrukturen. Das ist ein Modell, das sehr oft als vorbildlich unterstrichen

wird, genau wie unser duales Ausbildungssystem. Welche Möglichkeiten sehen Sie, beim

Strukturaufbau von Kammern, von Verbänden in den Partnerländern zu helfen? Wir machen das

ja auch schon beim dualen System. Welche Haushaltsmittel für eine Kammer- und

Verbandsstruktur, für ein derartiges Programm, für eine Partnerschaft müsste zum Beispiel die

SEQUA als zuständige Durchführungsorganisation bekommen?

Zweite Frage, die richtet sich an Herrn Meyer-Philippi. Wie bewerten Sie den Effekt eines

Programmes, das aus EZ-Mitteln finanziert wird, für vernachlässigte Kooperationsländer, wenn

man das mal so sagen darf, beispielsweise durch die BFAI? Das Programm könnte

Marktinformationen und Strukturen bieten. Wie könnte dieses begleitet werden durch

Informations- und Kontaktveranstaltungen, um ein besonderes Entwicklungspotenzial in einer

Region oder in einem Land zu unterstreichen und zu unterstützen? Danke.

Abg. Karin Roth (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Erst einmal herzlichen Dank für die

umfangreichen Berichte, die Sie uns haben zukommen lassen. Das war ganz wichtig, dass wir

uns zur Vorbereitung entsprechend munitionieren konnten. Ich bin eigentlich der Auffassung,

dass das Thema Entwicklungspolitik und wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht gerade neu

erfunden wird, sondern schon seit ewigen Zeiten gemacht wird. Vielleicht nicht immer so, wie es

sich einige wünschen, aber immerhin. Heute Abend feiern wir 20 Jahre SEQUA, also 20 Jahre

wirtschaftliche Zusammenarbeit, auch mit Kammern und anderen. Also das Rad, Herr

Schwiderowski, ist schon erfunden. Die Frage ist nur, gibt die Geschwindigkeit noch ein bisschen

mehr her, und was können diejenigen tun, die immer darauf pochen, dass die Wirtschaft auch

beteiligt sein muss. Da können Sie auch etwas tun.

Aber jetzt zu meinen Punkten. Ich bin Herrn Wenn sehr dankbar, dass er gesagt hat, dass gute

Regierungsführung und vor allen Dingen die Sicherheit für Investitionen entscheidend sind. Das

heißt, an der Stelle ist unsere entwicklungspolitische Normierung richtig, nämlich zu sagen, dass

gute Regierungsführung zu unterstützen ein zentrales Thema ist. Das Wort Korruption hat keiner

in den Mund genommen, ich werde es aber gleich tun, weil es natürlich entscheidend ist, auch für

die Ansiedlung nicht nur von Großen, sondern auch von Kleinen. Von daher ergibt sich für mich

die Frage der unterschiedlichen Strategien. PPP ist anders zu bewerten als eine sogenannte
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normale Investition. Es ist auch anders zu sehen, ob man eine Infrastrukturinvestition seitens des

Entwicklungsministeriums unterstützt und daran auch deutsche Unternehmen beteiligt.

Deshalb meine erste Frage an den Vertreter der ILO. Mit Spannung habe ich gelesen, dass das

Thema Ausschreibung und Vergabe ein ganz interessantes ist und dass Deutschland die

Nummer 94 der ILO Normierung nicht unterschrieben hat. Da gab es bestimmt gute Gründe, weil

wir es unter Rot-Grün und auch während der großen Koalition offensichtlich nicht geschafft

haben. Meine Frage ist aber: Wenn wir diese internationalen Regelungen zur Ausschreibung

zwischen Unternehmen, dem öffentlichen Bereich und den Ländern hätten, würde das dazu

beitragen, dass es einfacher wäre in diesen Ländern zu investieren, weil die sozialen Standards

und der Umweltstandards eingehalten werden müssten?

Die zweite Frage ist nochmal an den Herrn Wenn. Sie haben gesagt, dass es in den

Kooperationsprojekten die ILO-Standards und all diese Dinge mehr gibt, aber es würden die

Aspekte der Vereinigungsfreiheit, also die ILO-Kernarbeitsnormen, nicht vorkommen. Welche

Gründe sprechen dagegen, die ILO-Kernarbeitsnormen in die Kooperationsprojekte

aufzunehmen? Andersherum formuliert, wenn Sie das zukünftig tun würden, dann wäre da

sicher eine Menge Positives erreicht.

Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Danke an die Referenten. Das war sehr interessant, und

auch das Schriftliche war in vielen Bereichen wirklich aufschlussreich. Herr Wenn ist in seinem

Vortrag darauf eingegangen – ich mach es mal kurz – dass die Rahmenbedingungen sehr

entscheidend sind. Das wirft eben das Problem auf. Häufig sind es gerade die Länder, die die

meiste Entwicklungszusammenarbeit nötig haben, in denen die Rahmenbedingungen nicht so

gut sind. Das ist vielleicht ein Aspekt, den man berücksichtigen sollte, und vielleicht können Sie

dazu nochmal kurz Stellung nehmen. Wie schätzen Sie das an dem Punkt ein und was verstehen

Sie unter einem leistungsfähigen Finanzsektor? Das wäre in Anbetracht der derzeitigen Finanz-

und Wirtschaftskrise eine nicht ganz unwichtige Fragestellung. Am Ende trifft die Interpretation

zu, die häufig gemacht wird, dass es nämlich möglichst wenig Regeln gibt.

Mein zweiter Punkt bezieht sich auf die PPP-Projekte, und da würde ich Herrn Wenn, Herrn

Schwiderowski und Frau Richter um eine Antwort bitten. Einerseits fehlt die Evaluierung und das

Monitoring bei PPPs und andererseits wurde aber durchaus bei den entwicklungspolitischen

Dialogtagen der Heinrich-Böll-Stiftung am 20.05.2010 von einer Vertreterin der SWP die

Einschätzung getroffen, dass ungefähr 70 Prozent aller PPP-Projekte ineffektiv seien. Vielleicht

kann man dazu nochmal Stellung nehmen, wie Sie das an der Stelle einschätzen, auch wie Sie

die Gefahr einschätzen, dass durch PPP-Projekte eben auch wichtige Bereiche der öffentlichen

Daseinsvorsorge in der Form privatisiert werden, dass sie für die Ärmsten nicht mehr zugänglich

sind. Danke.
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Die Vorsitzende: Danke. Ich würde jetzt zunächst Frau Richter das Wort erteilen. Es waren

Fragen an Sie, Frau Richter, von Herrn Leibrecht, von Frau Koczy und von Herrn Movassat.

Bitte.

Regine Richter (urgewald e.V.): Ich fange mit der Frage von Herrn Leibrecht an. Einmal zu dem

guten Ruf der deutsche Unternehmen. Wir schauen auf bestimmte Unternehmen und von daher

haben wir Einblicke und eine ähnliche Watchdog-Funktion, wie Germanwatch. Es handelt sich

dabei vor allem um Unternehmen, bei denen es Probleme gibt. Von daher würde ich jetzt nicht

sagen, dass ich einen umfassenden Überblick habe. Ich würde sagen, es gibt sicherlich

Unternehmen, die einen guten Ruf haben. Sicherlich gibt es Leute vor Ort, die gerne bei

deutschen Unternehmen arbeiten, wenn sie eine gewisse soziale Absicherung damit verbinden.

Aber man muss eben auf der anderen, der negativen Seite auch sehen, dass eine Firma wie

Lahmeyer für ihre Aktivitäten im Zusammenhang mit einem Staudamm im Sudan selbst in

Deutschland angeklagt worden sind. Deshalb ergibt sich ein gemischtes Bild, würde ich sagen.

Dann zu der Trennlinie zwischen Kooperationen und wie weit diese lokalen Unternehmen offen

steht. Es gibt zum Beispiel ein PPP Projekt, bei dem die Metro in Vietnam gefördert wird. Da

würde ich sagen, dass das für die Metro Sinn macht. Ob das jetzt für Vietnam das

entwicklungspolitisch Allerwichtigste und Allerbeste ist, weiß ich nicht. Man sollte auf jeden Fall

dabei beachten, dass solche Zusammenarbeitsgeschichten nicht auf Kosten von einheimischen

Unternehmen stattfinden dürfen und dass es nicht um den Bereich „Versteckte Subventionen“

gehen darf. Das wäre die Antwort dazu.

Zu der Frage von Ute Koczy, warum Unternehmen besonders in bestimmte Länder gehen

würden. Da gibt es ganz klare Beobachtungen: Es geht nämlich um Rechtssicherheit, es geht um

gute Ausbildung und dass sie vor Ort entsprechende Leute finden können, und es geht um gute

Infrastruktur. Das ist natürlich ein entwicklungspolitisches Problem, wenn man

Armutsreduzierung im Kopf hat, aber gleichzeitig sieht, dass diese Länder für Unternehmen

deutlich weniger attraktiv sind.

Zu der Frage von PPP und fehlenden umfassenden Analysen greife ich auf das zurück, was ich

bei der Vorbereitung gefunden habe, da wir uns auch nicht schwerpunktmäßig mit PPP

beschäftigen. Dort habe ich gefunden, dass es eigentlich nur einmal eine umfassendere Analyse

gegeben hat, im Jahr 2002 oder 2003. Diese hat ein gemischtes Bild entworfen: Es bringt zwar

durchaus zusätzliche Mittel, aber es gibt eben auch das Problem der versteckten

Subventionierung und somit die Förderung von bestimmten Unternehmen auf Kosten von

lokalen Unternehmen und Wirtschaftsentwicklung.

Bruno Wenn (DEG): Dann schließe ich direkt mit PPP an. Ich denke, wir müssen zunächst

einmal davon ausgehen, dass eine gewisse babylonische Sprachverwirrung besteht. Wenn wir
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über PPP im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit reden, dann sprechen wir

über DeveloPPP. Das ist ein kleines Programm von jetzt 60 Millionen Euro. Wenn man das

vergleicht und sich hierbei auf die Bundesbankzahlen von 2008 bezieht, mit den knapp 94

Milliarden Investitionen deutscher Unternehmen in Entwicklungsländern, dann deckt DeveloPPP

nur einen ganz winzig kleinen Teil ab. Dieses Programm ist keine Charity. Der Unternehmer hat

Anspruch auf maximal 50 Prozent, aber nicht höher als 193.000 Euro. Das wird sicherlich

nachher nochmal dargestellt. Es wird sehr stark genutzt von kleinen und mittleren Unternehmen,

und zwar zur Abdeckung eines Bereiches, der in der Entwicklungszusammenarbeit sehr

wesentlich ist, nämlich deutsche Innovationen einzubringen im Bereich von Ressourcenschutz,

im Bereich von Wasser. Da geht es nicht um die Privatisierung von Wasser. Da geht es um die

Einführung von wassersparenden Technologien in Entwicklungsländern. Was wir zum Beispiel

als DEG unter PPP fördern, ist ein kleines mittelständiges Unternehmen aus den neuen

Bundesländern, das in Mosambik eine neue Technologie für Offgrade, also für ländliche

Energieversorgung einsetzt und die PPP Mittel nutzt, um heraus zu finden, ob da ein Markt

besteht und dann eine Verkaufsorganisation aufzubauen. Das ist im Kern PPP, über die wir

reden. Wir reden nicht über die großen Infrastrukturvorhaben, die werden nicht im Rahmen der

Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen von PPP gemacht, sondern kommerziell.

Rahmenbedingungen sind nachgefragt worden. Was letztendlich mit Rahmenbedingungen

gemeint ist, ist alles, was letztendlich dazu dient, dass wirklich transparente Regierungsführung

da ist, verantwortungsvolle Regierungsführung, dass Rechtssicherheit gegeben ist. Das war

wahnsinnig wichtig als Förderung für die Privatwirtschaft, für die Lokalen, dass nämlich

Regulierungsbehörden da sind. Wir reden nicht davon, dass ein öffentliches Monopol durch ein

privates ersetzt wird und dann sagen wir, alles wird besser. Nein, der Privatsektor braucht eine

Regulierung, und das ist ebenfalls wahnsinnig wichtig. Das sind die Rahmenbedingungen, die

man letztendlich braucht.

Ich greife bei einem Punkt schon vorweg: Wenn man über internationale Bedingungen redet,

dann wäre es aus meiner Sicht im Hinblick auf die Paris Erklärung und die Accra Erklärung viel

wichtiger, intensiver darüber nachzudenken, wie wir Entwicklungsländer dabei ertüchtigen, dass

Investitionsgenehmigungsbehörden und Überwachungsbehörden in die Lage versetzt werden,

international akzeptierte Regeln einzuhalten, anstatt die Ersatzvornahme zu nehmen über

Exporte, Kreditversicherer und Finanzierungsinstitutionen.

Leistungsfähiger Finanzsektor – damit meine ich einen Finanzsektor, der bereit und in der Lage

ist, langfristige Finanzierungen für kleine und mittlere Unternehmen zur Verfügung zu stellen.

Wenn Sie auf Afrika schauen, werden Sie feststellen, dass der Bankensektor liquide ist, aber die

Mittel werden in keinster Weise für den Entwicklungsprozess eingesetzt. Sie werden in keinster

Weise für die Finanzierung der kleinen und mittleren Unternehmen eingesetzt, aber sie werden

dafür eingesetzt, risikolose Staatspapiere zu zeichnen.



Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 27. Sitzung, 09.02.2011

30

Ein letzter Punkt zu der Evaluierung. Es gab in der Tat beim Thema PPP 2002 eine Evaluierung.

Der einzige Punkt, der bei der Evaluierung raus gekommen ist, besagt, dass die strukturellen

Effekte der PPP-Vorhaben auch da weiter gestärkt werden könnten, wenn sie in den

Schwerpunkten der Entwicklungszusammenarbeit eingesetzt werden. Das ist heutzutage so.

PPP, ich sag es nochmal, ist keine Charity. Man muss sich einem Ideenwettbewerb stellen, und

man muss bereit sein, im erheblichen Umfang Mittel zu mobilisieren. Nur um Ihnen nochmal eine

Zahl zu nennen: Wir als DEG haben im letzten Jahr 76 PPP-Vorhaben im Rahmen von

develoPPP gefördert, dafür sind 20 Millionen aus öffentlicher Hand gekommen, aber 28 Millionen

haben die Unternehmen selber beigesteuert. Das ist ein wichtiger Punkt, denn wenn ein

Unternehmer nicht bereit ist, selber Geld in die Hand zu nehmen, ist das für uns ein Indiz, dass er

nicht vom Erfolg überzeugt ist. Nutznießer dieser PPP-Maßnahmen sind gerade die kleinen und

mittleren Unternehmen. Insofern ist dieses wirklich die unmittelbare Förderchance für die

deutschen Unternehmen.

Letzter Punkt an dieser Stelle. Wir würden uns natürlich auch wünschen, wenn man das

PPP-Modell weiter ausbaut. Aus unserer Sicht wäre es wünschenswert, dieses auf lokale Firmen

auszudehnen. Die Beschränkung auf deutsche und europäische ist aus unserer Sicht zu stark

beschränkend. Das Zweite ist: Wenn wir verstärkt wollen, dass kleine und mittlere Unternehmen

in Entwicklungsländern sich mit all den Risiken engagieren und zwar auf Dauer, dass wir dann

über entsprechende Garantieinstrumente im deutschen Förderinstrumentarium verfügen, so wie

es Nachbarländer in Europa auch tun. Danke.

Die Normen. Das ist Teil der Überprüfung der IFC-Performance-Standards. Das sind im Grunde

die Industriestandards für alle Privatfinanzierer, wie die DEG national, weltweit. Wir nehmen

immer Bezug auf die ILO-Normen. Wir führen sie im Einzelnen nicht mehr auf, sondern sagen in

unseren Verträgen „…und die ILO Kernnormen sind einzuhalten“. Auf die entsprechenden

Standards wird einfach nur ein Verweis gemacht. Das wird überprüft, auch mit Unterstützung der

Kollegen von der ILO, ob es eingehalten wird.

Gerd Meyer-Philippi (Compware Medical GmbH): Ganz kurz noch zu Herrn Wenn, zum

Thema, was heißt develoPPP. DeveloPPP heißt, dass an uns als Firma nicht ein Euro vom Staat

oder von der Entwicklungshilfe geflossen ist. Das heißt, das Projekt wird definiert, und es wird ein

finanzieller Rahmen definiert. Jeder Partner, in unserem Fall war das die GIZ, trägt seinen Teil.

Wir haben unsere Personalkosten und unsere Entwicklungskosten getragen. Die Technologie,

die wir zum Beispiel nach Nepal und nach Malaysia gebracht haben, haben komplett wir

übernommen. Das heißt, das Risiko ist wirklich geteilt. Einen finanziellen Benefit direkter Art

haben wir nicht, auch keinen steuerlichen. Entschuldigung, aber die Bemerkung musste ich

einfach nochmal machen, um zu verdeutlichen, was PPP für ein kleines und mittelständiges

Unternehmen heißt.
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Ich möchte jetzt gern zu Ihnen kommen, Frau Koczy. Warum gehen die Firmen nicht in die

ärmsten Länder? Ich will es mal aus unserer Sicht beantworten. Wir sind in die ärmsten Länder

gegangen. Das ist sicherlich Nepal. Ich will Ihnen auch sagen, warum. Es hat zwei Gründe: Wir

haben einfach als Unternehmen eine Verantwortung verspürt, uns in dem Bereich zu betätigen,

in dem wir weltweit sicherlich relativ einzigartig sind. Wir sind Spezialisten für Drogenmedizin.

Wir haben Know-how und Technologie, wie man viele Patienten qualitativ sehr hochwertig mit

wenig medizinischem Personal versorgen kann. Es gibt dort nämlich kaum medizinisches

Personal. Wir sind spezialisiert darin, die Medikamentenkosten, die in Entwicklungshilfeländern

extrem hoch sind, zu senken. Nepal war für uns, ich will es mal so sagen, eine Sache des

Herzens, weil wir etwas bewegen wollten und zeigen wollten, dass das auch in einem armen

Land funktioniert. Nepal ist eines der ärmsten Länder. Nepal ist ein Land, das kaum Infrastruktur

hat. Sie haben vielleicht zweimal am Tag Strom für vier Stunden, den Rest des Tages müssen

sie sich überlegen, wie sie das organisatorisch hinkriegen. Lediglich die Universitätsklinik hat

einen Stromgenerator. Ansonsten denkt man dann zum Beispiel über Sonnenenergie nach. Ein

solches Projekt zieht ganz viele andere Sachen nach sich. Wir bilden vor Ort Leute aus, die

Service und Wartung für unsere Systeme machen. Wir machen einen Know-how-Transfer. Wir

haben Mitarbeiter dort. Es ist aber auch, das muss man natürlich fairer Weise sagen und das will

ich nicht verschweigen, ein Aushängeschild. Wenn Sie antreten in einem Land wie Nepal und

kriegen dort eine langfristig gute Lösung hin, dann sagen andere Länder „Dann funktioniert es

auch bei uns“. In der Tat ist deutsche Technologie gefragt. Als Deutscher gelten Sie in Asien

vielleicht als etwas spießig, aber Sie gelten als ehrlich, korrekt und pünktlich und nicht als

jemand, der korrupt ist. Dieser Ruf eilt Ihnen voraus. Wenn Sie zeigen, dass Ihre Technologie

auch in armen Ländern mit schlechter Infrastruktur läuft, dann haben Sie einen riesigen weiteren

Pluspunkt. Das Zweite ist sicherlich, dass es auf den Bereich ankommt, in dem sie als

Unternehmen tätig sind. Wir sind im Bereich Gesundheit tätig, der ist natürlich weltweit gefragt,

und das reduziert sich nicht auf die wohlhabenden Länder. Drogenmedizin und HIV, auch damit

haben wir zu tun, sind sicherlich Probleme in allen Ländern. Sie finden heute Heroin auch in den

ärmsten Ländern. Es ist hier immer nur der Kontinent Afrika gefallen, ich möchte Ihren Blick gern

auch auf Asien lenken. In Asien haben wir 50 Prozent der Weltbevölkerung. Ich will nicht Afrika

abhängen, wir sind auch dort tätig, in Mauritius, aber es ist nur ein Teilbereich.

Zum Thema Rechtssicherheit: Sie liefern Technologie nach Nepal über Indien, und der indische

Zoll beschlagnahmt ihre Sachen und sagt, wir anerkennen nicht, dass das medizinisch wichtig

Güter sind, wir hätten gerne Geld. Dann sind Sie im Bereich Korruption. Wir haben es übrigens

nicht bezahlt, aber unsere Güter sind erst einmal für ein halbes Jahr beschlagnahmt. Ich

verspreche Ihnen, in Indien etwas aus dem Zoll herauszubekommen, ist ein Abenteuer. Auch

wenn dort weitestgehend das angelsächsische Rechtssystem offiziell gilt, tatsächlich gilt es

nicht. Da kann ich Ihnen unendliche Geschichten erzählen.
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Zu Ihnen, Herr Klimke, vernachlässigte Länder. Für Unternehmen, gerade kleine und

mittelständische Unternehmen, ist es sicherlich ganz schwierig, sich mit Ländern zu

beschäftigen, die weit weg sind und über die man keine Informationen hat. Das fängt erst einmal

mit einer Sprachbarriere an. In vielen Teilen Asiens kommen Sie wunderbar weiter mit Englisch.

Wenn Sie aber nach Zentralasien gehen, müssen Sie Russisch können oder Tadschikisch oder

Kasachisch. Da wird es schon schwieriger mit der Verständigung. Wir haben als Unternehmen

sehr gute Erfahrungen mit den Außenhandelskammern gemacht. Zum Beispiel Indonesien hat

uns geholfen, was Zollbestimmungen und Import anging.

Wir brauchen Rechtssicherheit in den Ländern, das haben wir oft nicht. Das macht es Ihnen als

Unternehmen ganz schwierig. Sie unterliegen hier in Deutschland einem Rechtssystem, das dort

auf einmal überhaupt nicht mehr gilt. Ich verstehe, wenn Sie ein Unternehmen in Haftung

nehmen wollen. Wir müssen an einem europäischen Standard bei Menschenrechten, im

Arbeitsrecht festhalten, aber in diesen Ländern haben Sie das auf einmal nicht mehr. Wenn wir

hier Normen definieren, die dort nicht gelten, sie aber hier sanktioniert werden, wie wollen Sie

das händeln?

Wir arbeiten immer mit lokalen Partnern. Das heißt, wir sorgen für höhere Qualifizierung und

auch dafür, dass auch kleine mittelständische Unternehmen den Service und die Betreuung für

unsere Technologien und zu Kunden übernehmen können. Aber wie finden Sie einen Partner vor

Ort, wenn Sie heute nach Indonesien gehen als kleines mittelständisches Unternehmen? Da

sind zum Beispiel Außenhandelskammern und Strukturen gefragt, die sich eben vor Ort

auskennen. Danke.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Und nun Herr Schwiderowski.

Heiko Schwiderowski (DIHK): Vielen Dank. Sie sprachen, Herr Leibrecht, die Kammer und

Verbandspartnerschaften an, also dieses Instrument des BMZ, das von der SEQUA

durchgeführt wird. Aus unserer Sicht stößt es auf sehr hohe Nachfrage, auch bei unseren

Partnern in den Schwellen- und Entwicklungsländern. Es trägt dazu bei, dass die

Selbstverwaltungseinrichtungen der Wirtschaft dort in die Lage versetzt werden, einen Dialog mit

den Regierungen zu führen, um die Interessen gerade der kleinen und mittelständischen

Unternehmen vor Ort zu befördern.

Die deutschen Auslandshandelskammern steigen auch verstärkt in diese sogenannte KVP ein.

Es wurde ja gefordert, dass auch die Unternehmen vor Ort eingebunden werden müssen. Die

Auslandshandelskammern werden eben nicht nur von den deutschen Unternehmen getragen,

sondern auch von den lokalen KMUs, die ein Interesse an Kooperationen mit Deutschland

haben. Insofern hat man da gleich die Nachfrage, wie sie vor Ort existiert. Man erlebt eben

tagtäglich, dass Delegationen aus Schwellen- und Entwicklungsländern nach Deutschland
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kommen, vielleicht Unternehmer, ich sag mal so, mit im Rucksack des Staatspräsidenten dabei

sind. Diese Unternehmerdelegationen sind sehr häufig extrem schlecht vorbereitet, da gehen

riesige Chance verloren. Das sind enorm hohe Kosten, die von den KMUs aus den kleineren

Ländern getragen werden, um bei solchen Delegationen dabei zu sein. Da ist es einfach schade

zu sehen, dass diese Unternehmen nicht professionell vorbereitet wurden, so dass dann

tatsächlich Partnerschaften mit deutschen Unternehmen arrangiert werden konnten. Dieser KVP

kann dazu einen ganz wertvollen Beitrag leisten, dass die Dinge hier verbessert werden.

Frau Koczy, Sie sprachen die tripetide oder Dreieckskooperationen der Unternehmen mit der EZ

und den Nichtregierungsorganisationen an. Zumindest sind wir hier soweit, dass wir sagen

können, dass Berührungsängste sukzessive abgebaut werden. Die Kooperationen sind noch

nicht formalisiert. Vor Ort sehen wir vor allem im Bereich CSR, der ganz stark an Bedeutung

gewinnt, besonders in Asien übrigens, dass es hier Kooperationsvereinbarungen zwischen den

Auslandshandelskammern, der EZ – also die GIZ ist da häufig mit an Bord - aber auch mit den

Nichtregierungsorganisationen gibt, die zumindest mit ihrem Know-how eingebunden werden. In

Deutschland sind wir als DIHK inzwischen da angekommen, dass wir die Zusammenarbeit mit

den NROs, ganz besonders VENRO, aber auch mit Organisationen wie ONE, sehr stark

ausbauen, nicht nur im Dialogbereich, sondern auch, wenn es um Veranstaltungen geht. Bis zu

irgendwelchen formalen Abkommen ist es da noch ein stückweit hin.

Herr Klimke, Sie sprachen die Bildungspartnerschaften an, die inzwischen im BMZ als

Instrument etabliert worden sind. Es gibt Möglichkeiten, die Kammerkooperation zu verbinden

mit dem Export unseres dualen Ausbildungssystems. Natürlich muss man da auch die Kirche im

Dorf lassen. Eines der besten Beispiele weltweit, das wir kennen, sind die Aktivitäten der

Handelskammer Hamburg auf Madagaskar. Dort fand die duale Ausbildung in einem Zeitraum

von neun Monaten statt. Das hat dazu geführt, dass diejenigen, die dort ausgebildet wurden

auch tatsächlich nach neun Monaten einen Job bekommen haben, weil man eben die

Unternehmen und die regionalen Kammern eingebunden hat. Die haben an einem Tag in der

Woche den theoretischen Unterricht durchgeführt. Man muss auch sagen, dass nach dem

politischen Wechsel in Madagaskar, der alles andere als demokratisch herbeigeführt worden ist,

so gut wie alle deutschen EZ-Projekte, abgesehen von Nahrungsmittellieferungen, eingestellt

worden sind. Aber dieses Projekt läuft nach wie vor, weil die Handelskammer Hamburg

konsequent auf die Zusammenarbeit mit dem Privatsektor in Madagaskar gesetzt hat. Wir haben

dieses Projekt vor den afrikanischen Botschaftern in Berlin vorgestellt. Das ist auf eine

Riesennachfrage gestoßen. Die Kammer Hamburg ist inzwischen dabei, auch in anderen

Ländern dieses Modell zu übertragen. Natürlich bedarf es dazu einer öffentlichen

Mittelausstattung. Die Kollegen von den Kammern sind natürlich bereit, personelle und auch

finanzielle Ressourcen an die Hand zu nehmen, aber Philanthropen finden Sie dort eben auch

nur sehr begrenzt, und irgendwo muss das von öffentlicher Seite unterstützt werden. Das werden
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wir auch gegenüber dem BMZ betonen, dass dieses Programm, das eine solche Win-win-

Situation schafft und hoch sinnvoll für die Partner ist, nachgefragt wird und dementsprechend

stärker finanziell ausgestattet werden wird.

Dann noch zu Herrn Movassat. Die PPPs aus diesem DeveloPPP Instrument werden von der

SEQUA durchgeführt. Dort handelt es sich um den Bereich „Berufliche Bildung und

Qualifizierung“. Sie wurden im Jahr 2009 vom BMZ evaluiert. Sie werden auch jetzt gerade

wieder evaluiert. Die Ergebnisse werden wahrscheinlich im April dieses Jahres vorliegen. Die

Evaluierung im Jahr 2009 hat eine Erfolgsquote von weit über 70 Prozent gebracht. Wie die

Kollegin von der SWP auf ihre Quoten kommt, das weiß ich nicht und kann ich nicht beantworten.

Noch ein finaler Satz zur hohen Reputation der deutschen Unternehmen im Ausland, in den

Partnerländern. Sie, Frau Richter, brachten das zwölf Jahre alte Beispiel von Lahmeyer. Ich

denke, wir werden eine ganze Reihe von deutschen Unternehmen finden, wo vieles zu

verbessern ist. Wir haben allein südlich der Sahara über 1000 deutsche Unternehmen, die

entweder im Handel oder in der Investition engagiert sind. Wenn es dann Zwei-, Drei-Hände

Unternehmen gibt, die sich dort falsch verhalten, ist das bedauerlich, und es wird

erfreulicherweise ja von Watchdog aufgelistet. Die Aussage aber, dass die Reputation deutscher

Unternehmen extrem hoch ist, die steht und kommt ja letzten Endes von den Partnern aus den

Ländern. Danke.

Die Vorsitzende. Vielen Dank, Herr Schwiderowski. Vielleicht eine kleine Anregung an die

DIHK. Ich kenne die Kammer in Hamburg und war auch mit ihr in Madagaskar. Vielleicht sollten

Sie diese mal auf Tour schicken durch andere IHKs in Deutschland, so dass das gute Beispiel

vielleicht andere nach sich zieht und nicht alles nur an der Kammer in Hamburg hängen bleibt.

Vielen Dank. Herr Schmidt.

Wolfgang Schmidt (ILO Berlin): Herzlichen Dank. An mich waren die Fragen gestellt nach den

Zielen für PPP. Ich kann mich da ehrlich gesagt nur auf die ILO beschränken und wo wir mit PPP

aktiv sind. Da wird es wohl so sein, dass es insbesondere natürlich Länder sind, in denen die

Unternehmen, mit denen wir kooperieren, eigene Interessen haben. Das müssen nicht unbedingt

besonders wirtschaftlich erfolgreiche Länder sein. Ich erinnere mich an ein Projekt, das gerade

im Entstehen ist, in Sierra Leone, wo es in der Tat um die Kakaoplantagen geht und die Frage,

wie man dort effektiv Kinderarbeit bekämpfen kann. Da haben Unternehmen der

Süßwarenindustrie aus den USA ein großes Interesse, gemeinsam mit der ILO zur Bekämpfung

der Kinderarbeit etwas zu tun, weil sich die staatlichen Strukturen nicht als 100-prozentig effektiv

erwiesen haben. Aber Voraussetzung ist natürlich, dass die zur ILO kommen und sagen, lasst

uns etwas gemeinsam machen. Schon ein erster Ansatzpunkt, dass man selbst eine

geschäftliche Aktivität in so einem Land hat. Das Gleiche gilt für Bangladesch, ebenfalls kein
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besonders wirtschaftlich erfolgreiches Land. Da suchen Unternehmen aus Deutschland aus dem

Textilbereich die Zusammenarbeit mit der ILO, um die Arbeitsbedingungen zu verbessern.

Die Frage von Frau Roth, was das Übereinkommen Nummer 94 anbelangt, das Arbeitsklauseln,

öffentliche Verträge oder Ausschreibungen betrifft. Das ist seit 1949 existent, da ist es

verabschiedet worden. Die Bundesregierung oder die Bundesrepublik ist 1951 wieder

ILO-Mitglied geworden, nachdem das Deutsche Reich 1933 ausgetreten war. Es hat eine ganze

Menge von Bundesregierungen seit 1951 gegeben, die das Übereinkommen hätten ratifizieren

können. Es mag sehr unterschiedliche Gründe gegeben haben, warum sie das nicht getan

haben. Als ILO-Vertreter muss ich mich ein bisschen darauf zurückziehen, dass das die

Angelegenheit eines jeden Staates ist. Die ILO funktioniert so, dass das Übereinkommen – ich

habe das vorhin geschildert – verabschiedet wird, und dann sind die Mitgliedsstaaten dazu

verpflichtet zu berichten, ob sie es umgesetzt und ratifiziert haben oder nicht. Dann gibt es in

einem Turnus von zwei, drei oder fünf Jahren, je nachdem wie alt so ein Übereinkommen ist,

nachdem berichtet werden muss, ob es immer noch Ratifizierungshemmnisse gibt. Es gibt zwei

Bundestagsdokumente aus der letzten Legislaturperiode, wo die Bundesregierung zu diesem

Übereinkommen und den Ratifizierungshemmnissen Stellung genommen hat und sich damit

beschäftigt hat. Es wird immer darauf verwiesen auf die Rüffert-Entscheidung des Europäischen

Gerichtshofes und wie die vom EuGH festgelegten Kriterien für nationale Vergabegesetze mit

manchen Bestimmungen dieses Übereinkommens kollidieren. Ich will es mal dabei belassen,

weil das wirklich eine Frage ist, die eher an die Bundesregierung zu richten wäre als an die ILO.

Wir halten uns da aus den inneren Angelegenheiten unserer Mitglieder immer ein bisschen

zurück.

Die Vorsitzende: Herr Schmidt, vielen Dank. Wenn es den Kollegen recht ist, können wir zum

nächsten Block übergehen. Sie wurden nicht gefragt, Frau Heydenreich, die Kollegen müssen

Sie dann in der nächsten Runde direkt fragen. Block 2: „Chancen und Risiken einer Kooperation

im Bereich großer Infrastrukturprojekte“. Wer möchte das Wort? Herr Klimke, bitte.

Abg. Jürgen Klimke (CDU/CSU): Ich möchte mich etwas mit CSR und

Unternehmensverantwortung befassen bei meinen Fragen. Vielleicht an Frau Heydenreich und

Herrn Schwiderowski die Frage: Was halten Sie davon, wenn man eine Marke einführen würde,

an der man erkennen kann, dass ein Produkt sozial produziert ist? Eine Marke „Social Made“,

damit der Verbraucher weiß, dass er verantwortlich kaufen kann. Wir haben so etwas mit „Fair

Trade“. Wir haben das aber auch im breiteren Maße mit Bioprodukten, wo der Verbraucher

genau weiß, wie produziert worden ist. Er weiß dann aber auch, dass er möglicherweise etwas

mehr dafür bezahlen muss. Können Sie sich vorstellen, dass man so etwas einführt und damit

auch vor allen Dingen die Produktion in Entwicklungsländern unter sozialen Gesichtspunkten
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sicherstellt oder sicher stellen kann? Zu 100 Prozent wird das nie der Fall sein. Ich habe das

diskutiert in Bangladesch im Bereich der Textilproduktion, auch mit den entsprechenden

Handelskammern dort, und das wurde eigentlich ganz interessiert aufgenommen, aber die

Antwort war, vielleicht nehme ich sie jetzt schon vorweg: „Es muss breit angelegt sein. Es nutzt

nicht, ein kleines Label zu produzieren, dass dann nicht die Breitenwirkung hat. Es muss

durchschlagend sein.“ Das ist eigentlich, was ich von Ihnen beantwortet haben würde.

Die zweite Frage geht an Herrn Schmidt. Der Punkt des Klagerechts, also nationales Klagerecht

versus internationales Klagerecht. Welche Vorteile hat ein verbindliches nationales Klagerecht

bei internationalen Unternehmen, die ILO Standards nicht einhalten gegenüber einer

Verbesserung des nationalen Klagerechtes und damit auch dem Aufbau einer Rechtsstruktur in

dem Partnerland? Eine Struktur, die vielleicht in dieser Form noch nicht vorhanden ist und dazu

führt, dass die Arbeitsrechte dann verbessert werden würden und damit eine nachhaltige

Veränderung eintreten würden, im positiven Sinne. Danke.

Abg. Karin Roth (SPD): Wir haben ja in diesem Teil jetzt das Thema „Infrastrukturprojekte“. Ich

gehe davon aus, das die Infrastrukturprojekte der Partnerländer gemeint sind und nicht nur die

Infrastrukturprojekte, die durch die Entwicklungshilfe mit finanziert werden. Beides ist ja möglich.

Zum Ersten zu den Infrastrukturprojekten direkt. Ich hätte eine Frage an Herrn Wenn, weil Sie ja

in diesem Bereich sehr engagiert sind. Sie haben gerade gesagt, das Thema Finanzen spiele

eine wichtige Rolle. Welche Rolle könnten beispielsweise die Weltbank aber auch die regionalen

Banken einnehmen? Darüber hinaus, wie schätzen Sie eine Haftpflicht für in Europa ansässige

Mutterunternehmen bei Auslandstätigkeiten zu übernehmen ein, um auch ein stückweit

Rechtssicherheit zu organisieren. Die Infrastrukturprojekte sind in der Regel mit sehr viel

Engagement verbunden und da spielt die Frage der Haftung durchaus eine wichtige Rolle.

Jetzt zu entwicklungspolitischen Projekten, die in der Infrastruktur sind, da ist die Frage der

Umweltverträglichkeit und der Sozialstandards. Welche Möglichkeit hätten wir da, beispielsweise

zu sagen, die Vergabe von Bürgschaften und Sicherheiten knüpfen wir an die Einhaltung von

ILO-Standards, von OECD Leitsätzen etc.? Kann man sagen, dass das schon erledigt ist und

bereits alles gemacht wird? Wenn nicht, wie würden Sie das versuchen umzusetzen, so dass

mehr deutsche Unternehmen durch ihre Art und Weise, wie sie sich im Ausland benehmen,

zeigen, dass man eben auch in Entwicklungsländern mit OCED Leitsätzen arbeiten kann, ohne

dass man die Gewinne schmälert? Das Eine ist an Herrn Wenn und das Andere an Herrn

Schwiderowski gerichtet, der sich in dem Bereich offensichtlich ganz gut auskennt. Bei

Madagaskar muss man anmerken, dass auch die Entwicklungsprojekte weitergeführt werden

und nicht nur die der Handelskammer. Aber das nur nebenbei.
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Abg. Ute Koczy (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es geht jetzt um die großen

Infrastrukturprojekte. Ich denke, wir sind uns alle einig, dass große Infrastrukturprojekte auf

keinen Fall negative ökologische, soziale, menschenrechtliche oder entwicklungspolitische

Konsequenzen haben dürfen. Leider haben sie das in vielen Bereichen doch und das in

unterschiedlichen Bandbreiten. Da ist genau die Hauptaufmerksamkeit hinzulenken, weil

darüber natürlich auch die Masse Geld umgesetzt wird. Wir haben jetzt die Common

Approaches, die weiter entwickelt werden. Die haben inzwischen sogar die deutschen Hermes-

Leitlinien überholt, weil sie kontinuierlich weiterentwickelt wurden und im Bereich Transparenz

und internationale Standards mehr fordern. Es gibt eine aktuelle Überarbeitung, da bin ich

natürlich sehr dran interessiert. Deswegen meine Frage an Regine Richter von urgewald e.V.

und auch an Herr Schwiderowski. Wie sind in Bezug auf die momentan ablaufenden Prozesse

bei den Common Approaches die Aussichten und wie sieht es mit den IFC-Standards aus?

Können wir davon ausgehen, dass es weitere Verschärfungen geben wird? Welche

Verbindungen könnten wir mit dem AwZ klug nutzen, so dass die entwicklungspolitische Seite

der Bundesrepublik auch ein Wörtchen mitzureden hat?

Die zweite Frage richtet sich an Frau Heydenreich sowie an Herrn Wenn, Herrn Meyer-Philippi

und Herrn Schwiderowski. Die OECD-Leitsätze sind ein Beschwerdeinstrumentarium, aber sie

reichen nicht aus. Was muss verbessert werden? Wie kann man es verbessern? Wenn man

darauf schaut, wie eben die Opferlinien von Verletzungen bei großen Infrastrukturprojekten

verlaufen und selbst wenn das kleine Unternehmen sind, dann bekommt man das ja mit. Das

Engagement ist nicht so, dass man nur auf sein eigenes Projekt schaut, sondern über die großen

Infrastrukturprojekte laufen auch Risiken. Wie sieht es aus? Haben Sie Vorstellungen, welche

Standards es geben sollte aus Deutschland oder aus der EU, um ein solches Missmanagement

an den Pranger zu stellen? Das war vorhin auch der Einwurf von Frau Richter. Danke.

Abg. Harald Leibrecht (FDP): Vielen Dank. Ich habe eine Frage an Bruno Wenn. Sie hatten

vorher gerade auch zu diesem Thema „Große Infrastrukturprojekte“ gesagt, das

Frühinformationssystem der Regierung an die Wirtschaft müsste eigentlich noch ein bisschen

besser ausgebaut werden. Gerade bei solchen großen Projekten, wo man längerfristig planen

muss, macht das Sinn. Haben Sie für uns vielleicht einen Ratschlag oder eine Idee, wie man das

noch optimieren könnte oder wo man tatsächlich ansetzen könnte?

Diese Frage würde ich eigentlich auch an Herrn Philippi als Unternehmer stellen: Welche

Chancen hat man als kleiner oder mittelständischer Unternehmer, rechtzeitig von so großen

Projekten zu hören, um dann wirklich noch mitbieten zu können und nicht immer der Entwicklung

hinterher zu hinken und zu sagen, die haben da schon alles verteilt, und wir deutschen

Unternehmer kommen hier zu kurz?
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Dann habe ich eine Frage an Herrn Schmidt bezüglich OECD-Leitlinien für Unternehmer, auch

Global Compact. Da hören wir immer wieder – das war auch in der Vorbereitung erneut zu lesen

– diese seien unverbindlich. Es fehlten die Kontrollen und auch Sanktionsmechanismen. Ein

gutes Bespiel hierfür ist die Kakao-Industrie in Ghana. Können Sie das bestätigen? Wenn ja, was

können Sie uns als Parlamentarier mit auf den Weg geben? Wo müssen wir hier einhaken? Wo

gibt es tatsächlich Verbesserungsmöglichkeiten? Das wär es von meiner Seite. Danke.

Abg. Niema Movassat (DIE LINKE.): Dankeschön. Die OECD-Leitlinien hat Herr Leibrecht

angesprochen. Gerade im Zuge von großen Infrastrukturprojekten, deshalb diskutieren wir es

auch, ist es eine der wichtigsten und zentralen Fragen, die auch viele Probleme aufwirft bei

unternehmerischen Tätigkeiten in Entwicklungsländern. Frau Richter hatte das Beispiel

Lahmeyer und Sudan schon genannt in ihrem Eingangsstatement. Auf die OECD-Leitlinien für

Unternehmen zurückkommend war es der Rat für nachhaltige Entwicklung der UN, der unter

Bezug auf einen Bericht des Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen für Wirtschaft und

Menschenrechte für den UN-Menschenrechtsrat schon 2008 kritisiert hat, dass die

OECD-Leitlinien hinter die freiwilligen Standards vieler Unternehmen zurückfallen und auch die

nationalen Kontaktstellen ihre Möglichkeiten nicht ausreichend ausschöpfen würden.

Meine Frage wäre sozusagen an diejenigen, die darauf antworten möchten und können. Wie

stehen Sie dazu, wie ist Ihre Einschätzung und was sind Ihre Lösungen zu diesem Punkt?

Bei der zweiten Frage geht es mir insbesondere um die Evaluierung des Corporate Social

Responsibility Management und Engagements. Gibt es hier Evaluierungsstudien, ob das

überhaupt zu einer nachhaltigen Entwicklung geführt hat? Wie sehen da die konkret fassbaren

Ergebnisse aus? Danke.

Cornelia Heydenreich (Germanwatch e.V.): Danke. Dann würde ich die Chance nutzen und zu

einer Frage, die auch alle beim letzten Mal gefragt haben, noch etwas zu sagen, bevor ich dann

zu den Fragen zu diesem Komplex komme. Und zwar wollte ich zu der Frage, wie deutsche

Unternehmen im Ausland gesehen werden, noch etwas sagen. Zwei Punkte dazu. Ein Sektor,

der in Entwicklungsländern die größten Probleme aus unserer Sicht bereitet, sind die extraktiven

Industrien. Da gibt es aus Deutschland kaum Unternehmen, die in dem Bereich tätig sind. Von

daher werden viele Probleme jetzt nicht konkret mit deutschen Unternehmen verbunden. Man

will im Zuge der Rohstoffstrategie und Partnerschaften wieder stärker in den Bereich gehen.

Da genau zu gucken, dass da nicht stärkere Auswirkungen durch deutsche Unternehmen

entstehen, finde ich sehr wichtig. Andererseits sind viele deutsche Unternehmen nicht selbst

aktiv, aber in Lieferketten der Textilindustrie oder der Spielzeugindustrie. Da gibt es bei ihren

Zuliefern und vor allem auch bei der zweiten, dritten, vierten Kette große Probleme. Von daher
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wird es zwar nicht direkt mit deutschen Unternehmen verbunden, aber sie haben auch ihre

Einkaufspraktiken und eine Verantwortung.

Dann zu den Fragen aus dieser Runde. Einerseits zu dem Label oder einer Marke einzuführen.

Grundsätzlich fänden wir es natürlich gut, wenn die Verbraucher klarer wissen, welche Produkte

sind fair hergestellt und sich irgendwo orientieren können. Nicht nur die einzelnen Verbraucher,

sondern auch die öffentliche Beschaffung. Dafür wäre das sehr hilfreich, konkretere

Anhaltspunkte zu haben. In der Tat sehen wir, dass das jetzt nicht so einfach herzustellen ist.

Deswegen ist das nicht die erste Forderung, die wir haben. Aber wenn es so etwas geben sollte,

dann finden wir es wichtig, dass auch die Beschäftigten und die Nichtregierungsorganisationen

vor Ort mit einbezogen sind in so eine Bewertung. Damit das eine gewisse Unabhängigkeit hat.

Nicht nur die direkten Lieferanten, sondern auch auf die Lieferkette insgesamt muss man blicken,

was alles verkompliziert, aber da dort die meisten Probleme auftreten, ist es wichtig.

Als nächstes möchte ich zu der Frage der Haftungspflicht etwas sagen, weil das ein Bereich ist,

zu dem wir von Germanwatch arbeiten. Das ist eine Forderung von dem europäischen Netzwerk

ECCJ, das hier in Deutschland vom CORA Netzwerk unterstützt wird. Wir brauchen

Haftungspflichten für Unternehmen aus Deutschland, aus Europa, wenn sie weltweit tätig sind.

Das wird jetzt sicher nicht von heute auf morgen umzusetzen sein. Deswegen sehen wir

zunächst einen Ansatz über Sorgfaltspflichten, dass also Unternehmen die Risiken ihrer

Geschäftstätigkeit im Ausland untersuchen sollen und dann gegebenenfalls Maßnahmen

ergreifen, wenn sich bestimmte Risiken auftun, um diese zu vermeiden. Wenn sie dieser

Sorgfaltspflicht nicht nachkommen, dann sollen sie dafür haften. Da sehen wir Ansatzpunkte,

dass das über deutsches Recht möglich ist. Wir sind auch in Diskussionen mit Juristen. Eine

Studie, die ich vorhin auch erwähnte, die die EU im Oktober veröffentlicht hat, hält das ebenfalls

für machbar.

Zu den OECD-Leitsätzen: Da sehen wir in der Tat eine Menge Veränderungsbedarf. Was die

Inhalte betrifft, sind einige Punkte in der Diskussion und ich denke, dass wird jetzt durchkommen

bei der Überarbeitung. Dass es auch ein Menschenrechtskapitel geben wird, dass da die

menschenrechtliche Verantwortung stärker festgeschrieben wird. Das sind mehr einzelne

Punkte, die werde ich nicht im Konkreten ausführen. Wo ist in den einzelnen Kapiteln etwas zu

verändern? Zum Beispiel, dass es da auch eine Rechnungslegungspflicht auf Länderebene bei

dem Besteuerungskapitel gibt. Das sind Aspekte, die mit rein sollen.

Ich möchte mehr auf die Umsetzung gehen, weil wir finden, es kann noch so viel Schönes drin

stehen in den Leitsätzen, wenn der Mechanismus zur Umsetzung nicht gut genug funktioniert,

dann hilft das alles nichts. Da geht es einerseits darum zu schauen, wie weit reichen denn die

OCED-Leitsätze. Bei der Lieferkette ist ein sogenannter Investment-Nexus eingeführt worden,

den auch die deutsche Regierung stark gepuscht hat. Da finden wir, das muss einfach weg. Es
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ist nicht hilfreich, die Leitsätze nur auf bestimmte Investitionen festzulegen, sondern es muss

auch in der Lieferkette eine Verantwortung für Unternehmen geben. Das ist ein Punkt.

Ein zweiter Punkt ist, dass es Klarheit gibt, wenn es ein Beschwerdeverfahren gibt, dass dann

am Ende festgestellt wird, ob es eine Verletzung der OECD-Leitsätze gab oder nicht. Das ist für

die Unternehmen wichtig. Einige Kontaktstellen, wie gerade kürzlich die belgische oder die

britische haben Erklärungen abgegeben. Andere Kontaktstellen, wie unter anderem auch die

deutsche, sind eher zurückhaltend bei solchen Statements. Das würde aber nicht nur den

Unternehmen helfen, sondern auch Nachhaltigkeits-Rating-Agenturen, die so etwas gerne als

Orientierung nutzen würden.

Das Dritte, was wir sehr wichtig finden, ist, dass es auch Konsequenzen geben muss, wenn

Unternehmen die Leitsätze nicht einhalten und dass sie irgendwo auch die Konsequenz spüren,

dass es nicht ganz egal ist. Es gibt zwar ein Statement, was veröffentlicht werden soll, aber man

könnte das ja vielleicht mit Hermes-Bürgschaften koppeln, dass also ein Unternehmen vielleicht

für mehrere Jahre keine solchen Bürgschaften kriegt. So, das Lahmeyer-Beispiel, die für sieben

Jahre von der Weltbank ausgeschlossen wurden wegen Korruption. Das sind auch

Möglichkeiten.

Was man konkret verändern könnte, ist zum Beispiel, wo die nationale Kontaktstelle in

Deutschland angesiedelt ist. Die ist derzeit im Bundeswirtschaftsministerium angesiedelt, in der

Abteilung für Auslandsinvestitionen. Das ist die Abteilung, die auch die deutschen Unternehmen

fördert und vielleicht nicht immer daran interessiert ist, einzufordern, wie die Unternehmen im

Ausland agieren, weil sich Interessen überschneiden können. Da gibt es in anderen Ländern

Beispiele, wo es eine Aufsichtsratsfunktion gibt, wie in Großbritannien, die MultiStakeholder

organisiert oder eine unabhängige Kontaktstelle, wie in den Niederlanden. Es gibt Beispiele aus

anderen Ländern, wo das anders läuft und wo die Kontaktstelle auch besser arbeitet. Danke

Der Vorsitz wechselt.

Der Vorsitzende, Thilo Hoppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herzlichen Dank. Wir kommen zu

Herrn Schmidt. Ich darf nochmals an die vier Minuten erinnern. Sie hatten einen Bonuspunkt,

weil Sie in der ersten Runde nicht berücksichtigt wurden. Bitte schön, Herr Schmidt.

Wolfgang Schmidt (ILO Berlin): Herzlichen Dank. Herr Klimke hatte mich ja gefragt, wie das

eigentlich mit den Klagerechten national versus den internationalen Möglichkeiten ist. Man muss

vor Augen haben, die ILO als Internationale Organisation redet immer über Mitglieder. Also, alle

Bösewichte sind auch gleichzeitig unsere Mitglieder und unsere Konstituenten. Das sorgt schon
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dafür, dass die ILO in ihrer ganzen Tradition eher auf die Diplomatie setzt. Wenn man feststellt,

dass ein Land sich etwas schwer tut mit der Umsetzung eines ratifizierten Übereinkommens oder

auch mit dem Respekt vor einer Kernarbeitsnorm, dann versucht die ILO eher über die

Diplomatie das Land dazu zu bringen, dass es sich in Zukunft daran hält und diese

Übereinkommen respektiert. Das ist manchmal nicht ganz befriedigend. Das hat auch die ILO

festgestellt und hat deswegen angefangen, über die MNE-Deklaration, also den

Schwester-Guidelines zu den OECD-Guidelines, sich direkt an die Unternehmen zu richten und

zu schauen, dass man diese auch direkt anspricht. Über die vorhin erwähnte technische

Zusammenarbeit versucht die ILO, die Staaten – das gehört auch ein bisschen zu diesem Sticks

and Carrots-Ansatz – zu befähigen, die Übereinkommen zu ratifizieren und umzusetzen und

Kernarbeitsnormen zu beachten. Das passiert manchmal still, manchmal weniger still. Das

schärfste Schwert der ILO ist sozusagen ein namentlicher Absatz in der Internationalen

Arbeitskonferenz, wo dann gesagt wird, dieses und jenes Land hält sich nicht an die

Verpflichtung, die mit der ILO-Mitgliedschaft einhergehen. Das ist natürlich aus Sicht der NGOs

und mancher hier Sitzenden nicht ganz befriedigend, weil man sich wünscht, gleich Klage zu

erheben und loszulegen. Deswegen geht es wirklich darum, die Länder jeweils zu unterstützen

und auch durch sanften Druck dahin zu bringen, in ihren jeweiligen nationalen Rechten die

Konvention, die man ratifiziert hat, umzusetzen oder die nicht ratifizierten zunächst überhaupt zu

ratifizieren. Das ist also ein eher indirektes Verfahren.

Das zweite Verfahren ist über eine Inbezugnahme, wie bei den DEG-Richtlinien oder auch in

verschiedenen Freihandelsabkommen, wo dafür gesorgt wird, dass durch die Inbezugnahme

von ILO-Normen eine entsprechende Sanktion damit extern verbunden wird. Das scheint mir

auch ein ganz sinnvoller Weg zu sein.

Dann gibt es, als so ein Zwischending, die sogenannten International Framework Agreements,

die jetzt nicht als rein freiwillige Verhaltenskodizes von Unternehmen gesehen werden müssen,

sondern Unternehmen setzen sich mit globalen Gewerkschaftsbünden und ihren Betriebsräten

zusammen und schließen eine rechtsverbindliche Vereinbarung ab. In diesen International

Framework Agreements, davon gibt es inzwischen fast 100, sind sehr viele deutsche

Unternehmen bei, Daimler zum Beispiel, werden die ILO Kernarbeitsnormen in Bezug

genommen, so dass sie dann im Prinzip in handhabbare Varianten inkorporiert werden. Bei den

Freihandelsabkommen und in dieser ganzen Frage der Zollpräferenzen, da werden ja auch

immer wieder ILO-Kernarbeitsnormen in Bezug genommen. Wenn Sie an Usbekistan denken,

das haben Sie wahrscheinlich auch schon häufiger diskutiert, und die Frage der Kinderarbeit,

dann ist sicherlich eines der schärferen Schwerter, dass man sagt, wenn Usbekistan sich nicht

daran hält, dann wird eben mit den Zollpräferenzen gearbeitet und gedroht.

Das steht ein bisschen, Herr Leibrecht, im Zusammenhang mit Ihrer Frage. Ich tue mich natürlich

etwas schwer, einer Schwesterorganisation wie die OECD zu kommentieren und auch was die
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Leitlinien anbelangt. Da ist ja auch gerade ein Überarbeitungsprozess, und da sind wir auch

beteiligt. Ich glaube, was aus Sicht der ILO schön ist, ist halt, wenn eine Kohärenz vorhanden ist

zwischen den verschiedenen Instrumenten. Das ist aber sicher zu stellen und dann ist das auch

die Antwort, dass es gut ist, wenn die ILO-Normen in Bezug genommen werden und dann mit

scharfen Schwertern, also Zollpräferenzen, DEG-Förderrichtlinien oder anderen verbunden

werden.

Was man konkret als Entwicklungspolitiker tun kann, hatten Sie auch noch gefragt. Ich finde es

zum Beispiel gut, was der Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung, Markus Löning,

macht, der mit Usbekistan immer wieder im Gespräch ist und darauf hinweist, dass die

Kinderarbeitsnormen auch von Usbekistan ratifiziert sind und dann eben auch entsprechend

umgesetzt werden müssen. Das ist auch so, dass da der ILO-Ansatz gilt „name and blame“, aber

man muss ihnen dann auch die Hilfen, die dann möglich sind, ihr Gesicht zu wahren, geben,

damit sie die Schwierigkeiten überwinden können. Da kommt dann hin und wieder das von Ihrem

Parteifreund geführte Haus mit dazu, mit dem wir auch im Gespräch sind, dass man einfach um

Hilfe bittet, wenn es um Decent Work Country Programs geht, wo man die einzelnen Länder

ermächtigt, mit diesen ganzen Problemen klar zu kommen.

Das Letzte vielleicht noch. Es ist inzwischen so, dass auch die ILO sich darum kümmert, den

Bereich CSR stärken in den Blick zu nehmen. Deswegen haben wir jetzt auch die deutsche

Bundesregierung im März eingeladen, nochmal im Verwaltungsrat die CSR-Strategie der

Bundesregierung darzustellen. Das ist sicherlich auch eine Möglichkeit, mit der nationalen

CSR-Strategie auf andere Länder zuzugehen und sie zu ermutigen, insbesondere

Schwellenländer, über solche Aktivitäten nachzudenken. Wir sind zum Beispiel mit der BDA

auch im Gespräch, um zu gucken, ob man nicht in den Extracting Industries in Afrika auch

nochmal nachdenken muss. Also, dass Unternehmen aus bestimmten Ländern da nicht mit

einem UFO reinkommen, ihre eigenen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, ihre eigenen

Standards mitbringen und das Land selbst hat nichts davon und dann auch wieder rausfliegen,

sondern dass auch da die anerkannten Normen berücksichtigt werden. Da ist dieser manchmal

ganz mühselige Prozess der ILO vielleicht auch hilfreich.

Der Vorsitzende: Danke, Herr Schmidt. Wir kommen zu Herrn Schwiderowski.

Heiko Schwiderowski (DIHK): Danke, Herr Hoppe. CSR als Marke, Herr Klimke, ist sicherlich

von Verbraucherseite hoch interessant, aber auch vonseiten der kleinen und mittelständischen

deutschen Unternehmen, die extrem große Schwierigkeiten haben, sich durch diesen

Label-Dschungel durchzukämpfen, den es im Moment gibt. Der ist für jedes Unternehmen

unübersichtlich und schwierig einzusehen ist für meine Branche, mein Produkt, welches Label

muss ich denn jetzt befolgen. Ich denke, es gibt für beide Seiten Gründe über ein solches Thema
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nachzudenken. Ich kann das jetzt nicht abschließend beantworten, ob das super ist oder gar

nicht toll. Aber ich finde, das Thema ist es absolut wert, darüber in einen Dialog einzusteigen.

Gerade weil es für beide Seiten Sinn macht, also für die Verbraucher und die Unternehmen, die

importieren und vor Ort investieren, und sich dieses Thema noch mal anzuschauen.

Frau Roth und Frau Koczy, vielleicht darf ich die beiden Punkte ein bisschen zusammenfassen,

und muss mich gleich entschuldigen. Ich denke, dass ich Ihre beiden Fragen nicht zu Ihrer

vollsten Zufriedenheit beantworten kann. Das liegt daran, Sie sprachen davon, was können wir

denn machen, damit sich die Unternehmen besser benehmen. Wir sind halt der Meinung, sie

benehmen sich schon sehr ordentlich. Unter dem Strich auf jeden Fall, sagen zumindest die

Partner, und wir übernehmen die Position natürlich extrem gerne.

Auch wenn Sie, Frau Koczy, sagen, was können wir denn tun, dass die freiwilligen Standards

vielleicht in verpflichtende Standards münden und die Unternehmen da stärker als bisher

verpflichtet werden. Da sagen wir, wir setzen ja gerade auf die Freiwilligkeit und denken, die hat

sich bewährt. Wir glauben, dass es sich bei großen Infrastrukturprojekten, und da sind wir

einfach ehrlich, nicht vermeiden lässt, wenn man die tatsächlich umsetzen will, dass es weniger

im sozialen, aber auch im ökologischen Bereich Probleme geben kann. Ganz konkret. Ich

glaube, wir sind uns alle einig beim Thema Kernenergie. Aber wie gehen wir zum Beispiel mit

dem Thema Kohlekraftwerke um? Wir haben zwar Energiepartnerschaften mit Nigeria und

Angola, das sind beides Länder, in deren Hauptstädte, die solch große wirtschaftliche Cluster

darstellen, es kaum möglich ist, die Energieprobleme allein mit den erneuerbaren Energien zu

lösen. Jetzt kommen die Vertreter aus diesen Ländern auf uns zu und fragen, können wir da auf

Technologie aus Deutschland zurückgreifen. Wahrscheinlich würden Sie jetzt sagen, das

unterstützen wir nicht. Dann sagen uns die Vertreter aus den Ländern, das wundert uns aber, in

Hamburg war es doch möglich, ein Kohlekraftwerk mit einer Unterschrift einer grünen Senatorin

zu errichten und sogar die Elbe zu vertiefen. Ja, aber es geschieht. Diese Feinheiten können

unsere Partner natürlich nicht wissen und müssen sie auch gar nicht. Aber sie sehen einfach,

dass wir da mit zweierlei Maß messen und der Honest-Broker oder der ehrliche Makler, von dem

wir immer gerne reden, der ist dann eben doch auch ziemlich weit entfernt.

Da ich noch ein wenig Zeit habe, zu den Haftungspflichten, die angesprochen worden sind von

Frau Heydenreich von Germanwatch. Wir glauben, wenn es dazu kommen würde, dass

Mütterfirmen generell für alles verantwortlich sind, was ihre Töchter in Schwellen- und

Entwicklungsländern leisten, wird das dazu führen, dass es noch schwieriger wird, gerade für

klein- und mittelständische Unternehmen, sich in diesen Ländern zu engagieren. Sie werden es

noch schwieriger haben, an Kapital zu kommen, weil die Haftung völlig unübersichtlich wird. Das

heißt, die finanzierende Bank wird sich noch schwerer tun, einen Kredit zu geben oder diesen

dann nicht extrem hoch mit hohen Zinsen zu versehen, oder ihn komplett absichern zu lassen

gegen das Vermögen des entsprechenden Unternehmens, das dann keine Spielräume mehr im
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Inland hat und es sich dreimal überlegen wird, ob es tatsächlich investiert. Die Multinationalen

haben überhaupt keine Probleme aufgrund ihres riesigen Eigenkapitals, an Gelder zu kommen.

Unseres Erachtens werden dadurch die klein- und mittelständischen Unternehmen vom Markt

verstärkt verdrängt, gerade diejenigen, die für Innovation stehen, für ein hohes Maß an

Bereitschaft.

Sie sprachen es an, Herr Meyer-Philippi, Philanthropie. Diejenigen, die am Ende darunter zu

leiden haben, sind weniger die klein- und mittelständischen Unternehmen, die gehen dann halt in

andere Länder oder bleiben hier zu Hause. Aber die Partner in den Schwellen- und

Entwicklungsländern. Es macht Spaß, einmal dem namibischen Botschafter zu zuhören, was

alles geschehen musste, um die Investition der Zementfabrik nach Namibia zu bringen. Die hing

so oft an einem seidenen Faden. Hätten wir hier nun künstlich noch mehr Barrieren aufgestellt,

als sie sich ohnehin schon für das Unternehmen in den Weg gestellt haben, dann wäre diese

Investition, die von so großem Nutzen für die Menschen in Namibia ist, vielleicht gar nicht

zustande gekommen. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Wir kommen zu Herrn Meyer-Philippi. Bitte.

Gerd Meyer-Philippi (Geschäftsführer Compware Medical GmbH): Ich will direkt zu Ihnen

kommen, Frau Koczy, aber auch zu den Themen, die hier mit angesprochen worden sind,

insbesondere was Haftungsregularien und weitere Auflagen an die Firmen angeht. Ich will Sie

nochmal mitnehmen in das Leben eines kleinen mittelständischen Unternehmens. Wir sind als

Medizinproduktehersteller gemäß Europäischem Medizinproduktegesetz ISO-zertifiziert. Die

ganzen Normen will ich Ihnen gar nicht aufzuzählen; es sind viele. Wir müssen einen externen

Datenschutzbeauftragten haben. Wir müssen einen externen Beauftragten für

Qualitätssicherung haben. Ich könnte Ihnen jetzt stundenlang erzählen, was wir alles brauchen

und was das für ein gigantischer Aufwand für ein 30-Mann-Unternehmen ist. Selbstverständlich

muss man sich an internationale Leitsätze halten und selbstverständlich ist es für einen kleinen

Mittelständler wichtig, sich an CSR zu orientieren. Sie müssen als Unternehmer ja auch vor ihren

Mitarbeitern stehen können. Wir sind kein Produktionsbetrieb, wo wir Leute beschäftigen und

nichts anderes machen, als Schraube A in ein Produkt B reinzudrehen. Die Regularien, das

glaube ich persönlich, die wir hier in einer Demokratie in Deutschland haben, sind durch Presse,

Blacklists etc. gar nicht so schlecht angelegt. Wenn wir anfangen, hier weitere bürokratische

Hürden aufzubauen, dann muss ich Ihnen sagen, müssen sich Unternehmen wie wir aus diesem

Bereich verabschieden. Wir können das gar nicht tragen. Im Gegensatz zu Großunternehmen,

und ich habe immer wieder das Gefühl, das schwingt hier mit. Wir haben keine eigene

Rechtsabteilung mit eigenen Juristen. Wir haben keine eigene Abteilung, die schauen, wo es

Subventionen gibt.
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Zu unserem Arbeitsfeld: Wir bauen in diversen Ländern Drogenambulanzen als Modell auf, dann

flächendeckend. Ist ein ganz spannendes Thema. Wir haben auch mit HIV-Prävention zu tun.

Wir machen das mittlerweile in vielen Ländern, in Zentralasien, Indien, Malaysia, Nepal,

Kasachstan, Tadschikistan, Mauritius (Afrika). Wir sind sicherlich ein Unternehmen, ich will jetzt

nicht auf uns zu sehr Bezug nehmen, was vom Know-how und Technologie weltweit relativ

einzigartig ist. Ich möchte es nochmal betonen, wir fühlen uns auch verpflichtet, unser Know-how

in andere Länder abzugeben, als Unternehmen, dem es nicht schlecht geht und aus einem Land

kommend, dem es sehr gut geht. Know-how auch zu anderen Preisen und unter dem

Gesichtspunkt, dass ich glaube, wir können etwas abgeben. Dass wir uns gleichzeitig einen

Markt aufbauen, ist legitim und fair.

Ich möchte nochmal auf die bürokratischen Hindernisse eingehen. Wir hören hier immer wieder

irgendein Negativbeispiel einer Unternehmung, die sich sicherlich sehr schlecht benommen hat.

Ich würde aber gern auch einmal auf die Unternehmen eingehen, die sich ordentlich und fair

benehmen. Ich persönlich glaube, gerade die KMUs, die in technischen Bereichen, in

Know-how-Bereichen, tätig sind, verhalten sich sehr fair, und sie halten sich an die Grundsätze,

die auch in der Bundesrepublik gelten. Wir haben keine Produktionsstätten dort. Wir haben keine

Massenproduktion. Wir kaufen auch nicht von Firmen, aus denen wir den letzten Cent pressen.

Wir bringen unsere Technologie, unser Know-how dorthin. Wir sorgen dafür, dass Medikamente

zu erträglichen Preisen gekauft werden können, dass mehr Patienten versorgt werden.

Bürokratischer Aufwand, wenn sie den noch weiter aufbauen, dann wird damit die Großindustrie

nicht getroffen. Die haben eigene Abteilungen, wir haben das nicht. Die Berichte für die GIZ, die

wir schreiben müssen, die schreibe ich, die schreibe ich irgendwann nachts. Da beklage ich mich

auch nicht drüber, nur irgendwann ist auch die Kapazität eines Unternehmens wie unseres

erschöpft. Ich glaube einfach, dass wir genug Möglichkeiten haben, Unternehmen an den

Pranger zu stellen, die sich eben nicht an sozialen und ökologischen Standards orientieren. Bitte

bedenken Sie immer: Das Image eines Unternehmens, die Öffentlichkeitswirksamkeit, ist umso

wichtiger, je kleiner das Unternehmen ist. Wir haben unser Know-how und unsere Produkte und

können nicht auf ganz andere Märkte ausweichen. Gerade in unserem Bereich ist man da sehr

sensibel, und das ist unabhängig davon, dass ich als mitverantwortlicher Unternehmer auch

immer langfristig denke. Es ist nicht so, dass ich einen Vorstandsvorsitzenden habe, der gut

dotiert ist, den ich morgen eintausche gegen einen Vorstandsvorsitzenden eines anderen

Unternehmens oder wunderbare Abfindungsverträge bekomme, um 2 Jahre auf wunderschönen

Inseln, wie den Seychellen, zu verbringen.

Ganz nebenbei noch – es wurde kurz die Finanzierung vom Kredit angesprochen. Um Ihnen eine

Vorstellung zu geben: Wenn wir als Firma heute einen Kredit haben wollen, dann muss ich

persönlich mithaftend unterzeichnen. Es ist nicht so, dass wir uns wie große Unternehmen
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bequem finanzieren können, sondern ich hafte mit Haus und Hof dafür, einschließlich meine

Frau und meine Kinder – alle unterschreiben.

Meine Zeit ist durch, und ich beeile mich. Die Teilnahme an großen Entwicklungshilfeprojekten

funktioniert nur, wenn Sie als kleines Unternehmen viel vor Ort sind, wenn Sie sich ein

Informationsnetzwerk aufbauen. Das geht natürlich bei großen Unternehmen und wie immer ist

es so, die kleinen Unternehmen müssen sich einfach bewegen und mehr Engagement zeigen,

um an die Informationen heranzukommen. Ein Wunsch von uns wäre natürlich, mehr

Informationen von diesen Dingen zu erhalten, bevor sie starten. Danke.

Der Vorsitzende. Vielen Dank. Herr Wenn.

Bruno Wenn (DEG): Ich kann da nahtlos anschließen und beginne mal mit ein paar

Vorbemerkungen. Das Eine ist, dass wir uns im Klaren darüber sein müssen, dass Großprojekte

nicht schlecht sind, nur weil sie groß sind und kleine gut sind, weil sie klein sind. Die

Untersuchungen der Weltbank zeigen genau das Gegenteil. Kleine, mittlere Wasserkraftwerke

haben zum Teil in der Summe einen viel höheren Eingriff in die Lebensbedingungen der dort

lebenden Bevölkerung. Das sollte man halt wirklich nicht unterschätzen. Das Zweite ist, wenn

man sich mal international den Markt anschaut, dann wird man heutzutage überraschender

Weise feststellen, dass wir innerhalb der 15 Jahre einen dramatischen Wandel erlebt haben. Da,

wo früher internationale Konsortien, geführt von europäischen Firmen, von amerikanischen

Firmen, von japanischen Firmen, vorherrschend waren, gibt es die heutzutage nicht mehr. Die

großen Konsortien, die sich heutzutage in großen Infrastrukturvorhaben etablieren, kommen aus

Emerging Markets. Diese Konsortien greifen in keinster Weise auf Finanzierung zurück, die von

der Weltbank, von regionalen Entwicklungsbanken oder anderen kommen. Damit haben wir

enorm an Einfluss verloren, das muss man einfach auch sehen. Früher war die internationale

Entwicklungszusammenarbeit auch im Rahmen der KfW-Entwicklungsbank. Wir haben sehr

viele große Infrastrukturvorhaben geführt, haben die aber alle sehr eng begleitet und haben dafür

gesorgt, dass umfängliche Sozialverträglichkeitsprüfungen, Umweltverträglichkeitsprüfungen

gemacht wurden. Dieses fehlt heutzutage, und damit haben wir einen Hebel weniger. Wenn Sie

nach Afrika schauen, dann werden Sie feststellen, die Infrastrukturfinanzierung in Afrika findet

nicht mehr vom Westen statt, sondern von den Chinesen. Deswegen sage ich an dieser Stelle

nochmal, es ist aus meiner Sicht viel wichtiger, dass wir unsere Partner in Afrika und in den

Entwicklungsländern dabei ertüchtigen, international akzeptierte Normen bei der

Investitionsentscheidung zu Grunde zu legen und sie gleichzeitig auch in die Lage versetzen,

dieses zu überprüfen, weil dann haben wir auch ein Fair Level Playing Field. Sonst laufen wir am

Ende in eine Gefahr, dass wir uns hoch regulieren, aber faktisch gesehen überhaupt gar keinen

Markt mehr haben.
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Extracting Industries ist doch auch ein schönes Beispiel. Die deutsche Industrie ist völlig aus der

Extracting Industry herausgegangen, und zwar aus einer nicht nur betriebswirtschaftlichen,

sondern auch aus einer schlichten Risikobewertung heraus. Damit komme ich nämlich zu einem

weiteren Punkt, der in der Debatte eine entscheidende Rolle spielt, ob es nämlich gesetzlich

verbindliche Leitlinien sein müssen oder Freiwilligkeit. Der Markt ist heutzutage für die

Unternehmen kriegsentscheidend. Sie können in die Insolvenz gehen, wenn Ihnen

nachgewiesen werden kann, dass Sie die Aktivitäten gerade in Entwicklungsländern nicht

sauber fahren. Deswegen gibt es auch sehr viele Unternehmen, die viel mehr tun, als vielleicht

gesetzlich verlangt würde, weil sie die Reputationsrisiken als existenzgefährdend ansehen, und

diese Marktmacht sollte man wirklich nicht unterschätzen.

Deshalb bin ich auch bei dem Punkt, Frau Roth, Sie haben auch danach gefragt, nach dem

Haftungsrecht. Muttergesellschaften achten genau darauf, was ihre Tochtergesellschaften tun.

Genau aus diesen Gründen heraus bin ich völlig bei Herrn Schwiderowski. Wenn man das

verpflichtend einführt, werden Tochtergesellschaften noch größere Probleme haben, eine

Finanzierung zu bekommen. Ich mache das am Beispiel der DEG fest. Unser

Alleinstellungsmerkmal ist, dass wir gerade kleinere und mittlere Unternehmen, die in

Entwicklungsländer gehen, dass wir gerade nicht deren Vermögen hier in Deutschland belasten

und besichern, sondern wir sichern uns vor Ort. Wenn aber eine Haftpflicht besteht, werden wir

uns an das Unternehmen hier in Deutschland halten müssen. Das bedeutet letztendlich, ich gehe

in die Besicherung des Unternehmens hier rein und begrenze den finanziellen Spielraum des

Unternehmens hier in Deutschland. Darüber sollte man sich wirklich im Klaren werden.

Letzter Punkt ist: Viele der Leitlinien sind für Großunternehmen easy to handle. Die haben riesige

Stäbe. Aber wir sollten wirklich darüber nachdenken, was wir unter dem ersten Block diskutiert

haben. Wir reden über den deutschen Mittelstand. Das sind kleinere Unternehmen. Viele sind

inhabergeführt, die haben keine riesigen Stäbe, die haben noch nicht mal die Zeit, alle

internationalen Leitlinien zu lesen, geschweige denn die Anträge, die sie letztendlich ausfüllen

sollen. Das sollte man in der ganzen Betrachtung auch berücksichtigen. Leitlinien sind gut, vor

allen Dingen auch da, wo sich nachweisbar herausstellt, dass die Industrie sich an freiwillige

Leitlinien nicht hält. Aber im Hinblick auf den Mittelstand sollte man wirklich aufpassen. Als

Entwicklungspolitiker sage ich und komme damit zum Schluss, wir haben ein großes Interesse

daran, dass die deutsche Wirtschaft, auch die kleinen und mittleren Unternehmen, Chancen in

Entwicklungsländern nutzen und sich dort engagieren und ihr Innovationspotenzial mit

rüberbringen. Diese Chance sollten wir uns erhalten und verstärken, anstatt sie zu behindern.

Der Vorsitzende: Danke, Herr Wenn. Wir schließen jetzt den zweiten Block mit Regine Richter

ab.
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Regine Richter (urgewald e. V.): Ich bin gefragt worden zur Überarbeitung der Common

Approaches, also Überarbeitung der Leitlinien auf OCED-Ebene für Exportkreditagenturen und

was den Bereich Außenwirtschaftsförderung angeht und Überarbeitung der IFC-Standards. Der

Stand bei den Common Approaches ist so, dass da im Moment eine ganz große Diskussion

stattfindet, und zwar soll man auch Menschenrechtsfragen mit berücksichtigen. Von allem, was

wir hören, nimmt die Bundesregierung nicht so eine ganz positive Vorreiterrolle ein, sondern im

Gegenteil. Sie äußert sich sehr stark dahingehend, dass sie sagen, wir prüfen das eigentlich

schon. Deshalb ist gar kein Bedarf, dass mehr gemacht werden müsste. Außerdem sagt sie, es

muss eben handhabbar für die betreffenden Unternehmen bleiben, und man muss auch

betrachten, dass die Einflussmöglichkeiten deutscher Unternehmer begrenzt sind. Dann als

Drittes sagen sie eben auch: China, China, China und dass sie mit zunehmender Sorge sehen,

dass Schwellenländern nicht eingebunden sind. Das ist problematisch.

Dazu muss man zunächst sagen, dass es von John Ruggie wiederum den Versuch gibt, Einfluss

zu nehmen auf diese Überarbeitung. Er sagt, in seiner Prüfung ist es so, dass er festgestellt hat,

dass Unternehmen Einfluss haben können auf alle Menschenrechte und dass es deshalb halt

nicht reicht, wenn man nur das prüft, was jetzt schon geprüft wird, wie etwa Umsiedlung und

Fragen von Umweltgeschichten. Er sagt, wir stehen bei den Menschenrechten jetzt in einer

Diskussion, wo wir vor 10 bzw. 15 Jahren bei Umwelt gestanden haben. Inzwischen stellt

niemand mehr in Frage, dass das geprüft werden muss und dass da etwas gemacht werden

muss. Das ist der Weg, wo wir im Bereich Menschenrechte auch hingehen müssen. Gleichzeitig

sagt er, internationale Zusammenarbeit ist sehr wichtig, und es darf eben nicht sein, dass

praktisch die langsamsten dabei die Geschwindigkeit bestimmen. Das heißt, es muss darum

gehen, Standards tatsächlich zu verbessern. Da wiederum ist es ein ganz guter Ansatzpunkt,

dass auf G20-Ebene probiert wird, die Schwellenländer einzubeziehen. Aber dass das nicht sich

gegenseitig ausschließen sollte, sondern dass sich das praktisch gegenseitig ergänzen sollte.

Da ist es im Moment so, dass daran gearbeitet wird, dass auf OECD-Ebene darauf gewartet

wird, was bei der Überarbeitung der IFC-Performance Standards rauskommt. Es wird damit

gerechnet, dass ein Entwurf wahrscheinlich im Mai veröffentlicht wird. Es ist nicht klar, ob der

öffentlich kommentierbar sein wird oder nicht. Ich denke, das wäre jetzt nochmal gezielt an den

AwZ eine Geschichte, sich da informieren zu lassen, von der Regierung Informationen

einzufordern und sich Bericht erstatten zu lassen.

In dem Bereich IFC-Standards ist es so, dass es auch hier einen Entwurf gibt. Der ist Anfang

Dezember ins Netz gestellt worden und jetzt 75 Tage kommentierbar, also ungefähr bis Anfang

März. Das wäre auch ein Punkt, wo ich Ihnen als AwZ raten würde, da reinzugucken. Es hat auch

da einen ersten Entwurf gegeben, wo Menschenrechten Rechnung getragen wurde, das ist sehr

stark daraus verschwunden. In dem zweiten Entwurf gibt es jetzt etwas zu Indigenen, aber alles
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darüber hinaus, was an Menschenrechten genannt wurde, ist verschwunden. Aus unserer Sicht

besteht dringend Nachbesserungsbedarf.

Dann noch die Frage OECD-Leitsätze und Sanktionsmöglichkeiten. In den Niederlanden ist es

so, dass Unternehmen, die in den Genuss von Außenwirtschaftsförderung kommen wollen,

unterzeichnen, dass sie versuchen, die OECD-Leitsätze umzusetzen. Das wäre etwas, was

auch im deutschen Kontext durchaus denkbar wäre. Zu einer Reform der nationalen

Kontaktstelle und möglichen Konsequenzen hat sich Conny schon geäußert. Da würde ich jetzt

nichts zu sagen.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank auch für die Anregungen, speziell an den AwZ. Wir schließen

damit den zweiten Block ab und kommen zu Block drei. Da geht es um die Kooperation zwischen

den Ministerien, die mit Entwicklungszusammenarbeit direkt oder indirekt zu tun haben, mit dem

Engagement von Unternehmen in Entwicklungsländern.

Aber da kommt die Vorsitzende, und ich kann den Vorsitz wieder zurückgeben und Fragen

stellen.

Der Vorsitz wechselt.

Die Vorsitzende Dagmar G. Wöhrl: Herr Binding, bitte.

Abg. Lothar Binding (SPD): Ich würde gern eine Frage an Frau Richter und Herrn Schmidt

richten und zwar mit Blick auf die neu eingerichtete Servicestelle im BMZ. Vielleicht auch mit

Blick auf eine Diskussion im Haushaltsausschuss hinsichtlich bestimmter Vergabemöglichkeiten

im Bereich des Schiffbaus, bezogen auf eine Fähre, die wir im Bereich der

Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung stellen wollten. Es würde mich interessieren,

welche Bedingungen sehen Sie bezogen auf die Zusammenarbeit zwischen BMZ, Auswärtigem

Amt und Wirtschaftsministerium, damit wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht so, ich sage es mal

aggressiv, zu reiner Außenwirtschaftsförderung degeneriert. Natürlich mit Blick darauf, dass wir

Menschenrechte, Umweltschutz und soziale Standards im Blick haben.

Ich habe eine zweite Frage an Herrn Philippi, ob er nochmal sagt, welche bisher nicht genannte

Unterstützung er sich vorstellen kann. Vielleicht gar nicht unter dem engeren Begriff

Außenwirtschaftsförderung, es gibt möglicherweise ganz andere Bedingungen, an die Sie

denken.

Jetzt habe ich ständig einen Begriff gehört, bei dem sich bei mir etwas verklemmt, nämlich

„Mittelstand“. Der wird mittlerweile so vielfältig definiert, und wir kennen wissenschaftlich

mindestens vier unterschiedliche Definitionen. Sie hatten eingangs gesagt, die meisten sind

Aktiengesellschaften, Oetker ist keine Aktiengesellschaft oder Freudenberg. Da merkt man, es
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gibt Personengesellschaften, und 85 Prozent aller Unternehmen sind ja

Personengesellschaften. An was würden Sie denken, welche Unterstützung würde Ihnen

weiterhelfen unter den hier genannten Gesichtspunkten?

Abg. Thilo Hoppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich wollte erst nochmal klarstellen, dass es

seitens der GRÜNEN weder ein prinzipielles Misstrauen gegenüber Privatwirtschaft gibt noch

eine prinzipielle Glorifizierung, sondern man weiß sehr genau, dass es sowohl solche als auch

solche Akteure gibt. Also bewundernswerte Unternehmen, die wirklich entwicklungspolitische

Impulse leisten, aber natürlich auch Problemfälle.

Meine Frage richtet sich an Herrn Schwiderowski und an Herrn Wenn, aber auch an Frau

Heydenreich. Auf der Homepage des BMZ habe ich mal den Satz gefunden, das BMZ will eine

Geländerfunktion haben oder ein Scout sein für Unternehmen, die sich in Entwicklungsländern

betätigen und dafür sorgen, dass es sich einpasst und kompatibel ist, was auch Deutschland

entwicklungspolitisch macht. Es geht jetzt nicht nur um PPP-Projekte, wo man ja Gelder mit

beantragt, sondern auch um Investment.

Ich will da einfach mal ein Beispiel aus der Praxis zeigen. Ich bin jetzt gerade mit Minister Niebel

in einer Delegation in Äthiopien gewesen. Da haben wir Projekte besichtigt von Karl-Heinz

Böhm, Projekte der ländlichen Entwicklung. Da haben wir erfahren, dass es unmittelbar in der

Nachbarschaft zu diesen Projekten von Karl-Heinz Böhm Aktivitäten einer Münchner Firma gibt,

die dort Energiepflanzen anbaut für die Biodiesel-Produktion. Im Rahmen dieses Investment,

sind Kleinbauern, die eigentlich von Deutschland gefördert werden, um mehr Nahrungsmittel für

regionale Märkte anzubauen, vertrieben worden. Dann habe ich das bei der Botschaft

angesprochen, und das war so ungefähr bekannt, aber eigentlich gab es überhaupt keine

Kontaktaufnahme, und ich kenne noch andere Fälle. Da hat eine Hamburger Firma sich nach

bestem Wissen und Gewissen engagiert und die ugandische Investmentauthority hat eine

Zwangsumsiedlung vorweg gemacht, ohne dass es das Hamburger Unternehmen wusste. Die

Frage sowohl an die NGO als auch an die Wirtschaft, an die DEG: Was kann da verbessert

werden in der Kooperation zwischen dem BMZ, dem BMWi und vielleicht auch anderen, dass

man pro-aktiv tätig wird und dafür sorgt, dass wirtschaftliche Betätigung von Unternehmen, auch

wenn es keine PPPs sind, nicht Entwicklungsbemühungen konterkarieren, sondern besser

kompatibel sind? Das ist die eine Frage.

Die andere Frage bezieht sich auf die Kontaktstelle der OECD. Die ist jetzt angesiedelt beim

Wirtschaftsministerium. Könnte es da nicht günstiger sein, das interministeriell zu regeln, so dass

mehrere Ministerien zusammenarbeiten?

Eine Frage vielleicht an Frau Richter oder auch an Herr Wenn. Ein Negativbeispiel für

Nichtverzahnung und Nichtkooperation war das viel zitierte Geschäft um die U-Bahn in

Ho-Chi-Minh-Stadt. Das BMZ hatte sich geweigert, dieses Projekt durchzuführen und dann
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wurde an das Wirtschaftsministerium ausgelagert. Da wurden sehr wohl Gelder in Anspruch

genommen, die für die ODA-Quote gemeldet wurden. Wie kann an dieser Nahtstelle zwischen

Entwicklungspolitik und Außenwirtschaftsförderung entweder die Kooperation verbessert

werden oder, was ich eher befürworten würde in diesem Fall, weil es darum ging, einen Auftrag

auch mit Hilfe von Steuergelder nach Deutschland zu holen, wie kann da die Trennschärfe

deutlicher gemacht und erhöht werden? Vielleicht an die, die das gerne aufgreifen wollen, weil

ich das jetzt schwer ganz speziell adressieren kann.

Abg. Jürgen Klimke (CDU/CSU): Ich möchte auch noch die Begrifflichkeit „Geländerfunktion“

hinterfragen. Vielleicht Herr Wenn, Herr Schwiderowski und Herr Meyer-Philippi. Wie kann

sozusagen diese Geländerfunktion, also Beratung, Unterstützung, Schutz, Risikoabsicherung im

Bereich Entwicklungspolitik, bei der Außenwirtschaftspolitik für deutsche Unternehmen

verbessert und intensiviert werden? Wie und wo? Das wäre die erste Frage.

Zweite Frage auch an Herrn Schwiderowski. Was halten Sie davon, wenn sich die

Außenwirtschaftspolitik, die es ja im AA, im Wirtschaftsministerium, aber auch zum Teil auch im

Umweltministerium und natürlich im Entwicklungsministerium gibt, stärker an die Leitlinien und

an die Sektoren des BMZ richtet und orientiert und damit eine Konzentration in diesem

Ministerium erfolgt? Ich will nicht sagen, dass es eine Richtlinie geben soll oder eine absolute

Konzentration aller Funktionen, aber eine stärkere Zusammenarbeit unter dem Gesichtspunkt

EZ hier im Ministerium. Das ist etwas, was mindestens geprüft werden sollte. Dazu hätte ich gern

Ihre Meinung. Danke.

Abg. Heike Hänsel (DIE LINKE) Ich wollte einfach vorneweg festhalten, dass wir uns hier im

Rahmen der gesamten Diskussion im Entwicklungsausschuss befinden und wir natürlich an

allererster Stelle hier Kriterien aufstellen, um entwicklungsförderliche Politik zu machen und zwar

für die Bevölkerung in den Ländern des Südens und nicht entwicklungsförderliche Politik für die

deutsche Wirtschaft betreiben. Ich glaube, das muss schon unser Ansatz sein. Wir haben es im

Grunde ein bisschen versäumt, auch Vertreter vom BDI einzuladen. Ich glaube, das wäre ganz

wichtig gewesen, weil es ja vorhin, als wir die großen Infrastrukturprojekte angesprochen haben,

schon einige große negative Beispiele gibt, wie Thyssen-Krupp. Da wäre es auch ganz gut

gewesen, einen Vertreter da zu haben. Da waren Sie natürlich, Herr Philippi, jetzt nicht unbedingt

der richtige Ansprechpartner, weil Sie einfach auch mit einer ganz anderen Situation und einer

ganz anderen Unternehmensphilosophie unterwegs sind. Das muss man auch mal klar sagen.

Gerade der BDI mit seiner Entwicklungs-AG ist ja schon mal an uns im Ausschuss mit 20 Mann

herangetreten und hat seine Vorstellung dargelegt. Insofern haben wir das ein bisschen

versäumt. Wir müssen das vielleicht nochmal nachholen.
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Ich habe insofern jetzt auch an Sie, Herr Philippi, eine konkrete Frage, weil ich es eigentlich für

kleine Unternehmen, auch zum Beispiel im Solarbereich oder anderen innovativen Ansätzen,

schon ganz gute fände, wenn es auch im Süden Projekte gibt, die vielleicht ebenfalls

Know-how-Austausch machen können. Welche Bedingungen müssten von Ihrer Seite aus erfüllt

sein, um zu sagen, das ist ein PPP, was auch kleinere Unternehmen anspricht. Also dass es

Bedingungen sind, von denen Sie sagen, das können wir machen, auch von den Summen und

all dem. Was wären da eigentlich Ihre Vorstellungen?

Dann vielleicht noch eine Frage an Frau Heydenreich und Frau Richter, was die interministerielle

Zusammenarbeit angeht. Wir haben das ja schon mehrmals erwähnt, die neue Rohstoffstrategie

Deutschlands. Wie ist Ihre Einschätzung, wird eine interministerielle Zusammenarbeit nachher

eher von der Rohstoffstrategie dominiert? Oder sehen Sie Chancen, oder welche Bedingungen

müssten erfüllt sein, damit ganz klar der entwicklungspolitische Charakter im Vordergrund steht?

Wo sehen Sie da die widerstreitenden Interessen? Wie könnte man das auflösen? Danke.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Ratjen-Damerau.

Dr. Christiane Ratjen-Damerau: Vielen Dank Frau Vorsitzende. Meine Frage geht eigentlich

mehr an die Wirtschaft und zwar in die Richtung, dass wir ja verschiedene Ministerien haben, die

wahrscheinlich bei ihrer Tätigkeit Ihre Ansprechpartner sind. Das wären einmal das BMZ, das

BMWi und das Außenministerium. Meine Frage ist jetzt: Gibt es für Sie in der Ansprechebene ein

Problem insofern, dass Sie sich wünschen würden, dass die Ministerien für Sie eine

koordinierende Ansprechstelle im Hinblick auf Ihre Arbeit in den Entwicklungsländern hätte?

Denn es gibt ja Koordinierungsstellen zwischen den Ministerien. Wenn Sie jetzt Ihre Aktivitäten

entwickeln, wie ist das für Sie? Müssen Sie alle drei Ministerien ansprechen, oder wen müssen

Sie ansprechen? Wäre es sinnvoller, dass man von Regierungsseite eine Stelle einrichten

würde, die sozusagen diese drei Ministerien für Ihre Tätigkeit koordinieren würde?

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Damit schließe ich die Fragerunde, und wir kommen zur

Beantwortung. Ich würde dann bei Frau Richter anfangen. Bitte Frau Richter.

Regine Richter (urgewald e.V.): Danke. Ich würde gern anfangen mit der Frage von Herrn

Binding, wie eine entwicklungspolitische Stelle im BMZ im Rahmen der Wirtschaftsförderung

praktisch aussehen müsste. Wenn es diese Stelle im BMZ gibt, wäre ein ganz wichtiger Punkt,

dass sie diesen entwicklungspolitischen Fragestellungen nachgeht: Gibt es einen Fokus auf eine

Förderung von KMUs im Süden? Ist es in nationale Entwicklungsstrategien eingebunden? Gibt

es einen Fokus auf armutsreduzierenden Sektoren? Läuft parallel noch etwas zum Aufbau von

staatlichen Aufsichtsstrukturen? Diese wirklich zutiefst entwicklungspolitischen Fragen hoch zu
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halten in einer Zusammenarbeit, das stärker zu gewichten, statt die Servicefunktion für die

Wirtschaft zu übernehmen. Da denke ich, ist das Wirtschaftsministerium tätig und auch sehr

aktiv. Das dazu.

Die Frage, ob die nationale Kontaktstelle interministeriell aufgehängt wird. Ich denke, da gibt es

gute Erfahrungen aus anderen Ländern, wo die nationalen Kontaktstellen auch mit anderen

Ministerien vertreten sind. Es gibt sogar die nationalen Kontaktstellen, wo die Gewerkschaften

mit drin sind. Es gibt sogar auch nationale Kontaktstellen, wo NGOs dabei sind. Das führt dazu,

dass die Arbeit der nationalen Kontaktstellen nach unserer Wahrnehmung nochmals ernsthafter

betrieben wird. Dass es eben auch nationale Kontaktstellen gibt, die tatsächlich vor Ort reisen,

wenn es eine Beschwerde gibt und sich ansehen, wie tatsächlich die Situation vor Ort ist, hat

natürlich einen anderen Effekt auf das, was dann als Spruch rauskommt, als wenn man sich das

alles nur anhört. Von daher würde ich das unbedingt befürworten.

Zu der Frage neue Rohstoffstrategie und widerstreitende Interessen von Frau Hänsel. Unsere

Wahrnehmung ist bisher so, dass es bei dieser Rohstoffstrategie so ist, dass das

Wirtschaftsministerium ganz klar federführend ist, und das Wirtschaftsministerium vertritt stark

den Punkt und sagt, wir sehen eigentlich nicht, warum wir mit der Zivilgesellschaft reden sollten,

dafür ist das BMZ zuständig. Also wenn es irgendwelche Einladungen zu Podien gibt, dann wird

halt gesagt, okay, da soll das BMZ hingehen, wir setzen uns dem nicht aus. Das ist schon anders

als zum Beispiel in dem interministeriellen Ausschuss, wo es um Außenwirtschaftsförderung

geht, wo sich auch das BMWi einer Diskussion stellt. In dieser Rohstoffstrategie hat das BMWi

viel stärker die Funktion „Wir sind hier, um Wirtschaft zu fördern, und das ist quasi unser

Hauptinteresse.“ Aus der Sicht, wie entwicklungspolitische Interessen stärker berücksichtigt

werden können, würde ich sagen, da müsste sich der AwZ vielleicht stärker einmischen.

Bei allem, was sowohl auf nationaler als auch europäischer Ebene diskutiert wird, geht es sehr

stark in den Bereich Freihandel und die Entwicklungsländer sollen gerade noch irgendwelche

Zölle und ökonomische Anreize für die Verarbeitung im Land erheben dürfen. Aber unter keinen

Umständen irgendwelche Schwellenländer, und es gibt natürlich auch Schwellenländer, bei

denen es gute Gründe gibt, warum sie auch ihre nationale Industrie aufbauen wollen. Da sollten

Sie vonseiten des AwZ auf die Einhaltung von solchen entwicklungspolitischen Fragestellungen

Wert legen. Danke.

Bruno Wenn (DEG): Jetzt bin ich doch gezwungen, etwas dazu zu sagen, obwohl ich zur

Rohstoffstrategie nicht gefragt wurde. Ich glaube, die Rohstoffstrategie wie sie von der

Bundesregierung formuliert wurde, trägt ganz klar das Handzeichen der Entwicklungspolitiker,

weil man eben nicht sagt, man will jetzt Extracting Industry betreiben. Man geht mit dem

Anspruch hin, wir machen etwas anderes als die Chinesen und bieten den Ländern einen Aufbau

der weiterverarbeitenden Industrie der Rohstoffe entlang der Wertschöpfungskette an. Das ist
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ein elementarer Gedanke der Entwicklungszusammenarbeit. Ich bin dem BMZ dankbar, dass es

diesen Punkt eingebracht hat, weil der zu einer völlig anderen Positionierung Deutschlands führt,

auch in Europa und auch gegenüber den Entwicklungsländern.

Ich bin ja von Herrn Klimke und Herrn Hoppe im Hinblick auf die Geländerfunktion gefragt

worden. Die Geländerfunktion erstreckt sich darauf, dass es ein ziemlich komplexer Prozess ist.

Ich war gestern Nachmittag mit Herrn Bundesminister Niebel in Potsdam, wo wir begonnen

haben Road Shows zu machen, wo wir uns mit den Unternehmern treffen und zuhören. Dabei ist

dann halt wirklich eine sehr breite und komplexe Palette herausgekommen. Die Unternehmen

haben zum Teil überhaupt gar keine Informationen, wo es aus entwicklungspolitischer Sicht

wichtig wäre, dass wir uns da engagieren. Es gibt relativ wenige Informationen über interessante

Märkte im Bereich von erneuerbaren Energien oder wie denn da die Marktbedingungen sind.

Gerade auch dort, wie Sie, Herr Klimke, auch angesprochen haben, wo man eine Vernetzung

machen kann. Da wo es uns im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit gelungen

ist, zum Beispiel Einspeisegesetze in Entwicklungsländern einzuführen, die es zum ersten Mal

gesetzlich möglich machen, dass der Privatsektor erneuerbare Energien produzieren kann und

in Netze einspeisen kann, entstehen wunderbare Märkte. Wenn diese Informationen über das,

was wir im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit erreicht haben, nicht an die

deutschen Unternehmen gehen, dann haben wir halt ein Problem. Das ist der ein Punkt, der sich

gezeigt hat. Der zweite Punkt ist, dass es natürlich ein großes Interesse gibt, in

Entwicklungsländer zu gehen, aber natürlich über die politischen Risikoabsicherungen deutlich

gemacht wird, in vielen Ländern gibt es auch sehr große wirtschaftliche Risiken. Da bieten wir

von der deutschen Seite noch relativ wenig an. Ein ganz großer Bereich nimmt

Managementausbildung und –fortbildung ein. Wenn man sich vor Ort engagieren will, braucht

man qualifizierte Arbeitskräfte. Da kann die deutsche Entwicklungszusammenarbeit sehr viel

leisten, indem sie nämlich da, wo die Unternehmen investieren, das duale Berufsschulsystem,

Qualifizierungsmaßnahmen usw. unterstützt. Da haben wir ungeheuer Vieles in der deutschen

Entwicklungszusammenarbeit anzubieten. Ich erinnere an das Alumni-Portal der deutschen

Bundesregierung, aber das kennt in der deutschen Wirtschaft kaum einer. Daran müssen wir

arbeiten, an dieser Informationsvermittlung.

Letzter Punkt, Herr Klimke, Sie haben darauf hingewiesen, ob es nicht sinnvoll wäre, die

außenwirtschaftlichen Schwerpunkte an die entwicklungspolitischen Schwerpunkte

heranzuführen. Ja, kann man alles machen. Nur haben wir aus leidvollen Erfahrungen in der

deutschen Entwicklungszusammenarbeit vor Jahrzehnten entschieden, wir fördern keine

Industrie mehr im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit, weil das eine Aufgabe des

Privatsektors ist. Insofern finden diese Bereiche auch nicht mehr statt. Verarbeitende Industrie ist

kein Schwerpunkt der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Da muss man halt sehen, wenn

man diese Angleichung führt, dass man nicht in die Gefahr läuft, dass bestimmte wichtige
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Bereiche nicht mehr bedient werden. Gleichzeitig muss man natürlich auch sehen, dass der

Unternehmer nicht das machen kann, wo der Staat versagt. Public Goods ist ein öffentliches Gut

und sollte auch dem Staat überlassen bleiben. Hier kann vielleicht der private Unternehmer an

der einen oder anderen Stelle mit seinem Know-how dafür Sorge tragen, dass effizienter

produziert und der Bevölkerung zur Verfügung gestellt wird. Aber das sollte dem öffentlichen

Bereich vorbehalten sein, und insofern muss man auch sehen, dass es bestimmte Bereiche gibt,

wo unternehmerisches Handeln so ohne weiteres nicht möglich ist. Man sollte auch nicht im

Rahmen einer Verzahnung von Außenwirtschaftsförderung und Entwicklungszusammenarbeit

versuchen, das dem Unternehmer aufs Auge zu drücken.

Gerd Meyer-Philippi (Geschäftsführer Compware Medical GmbH): Zu Ihren Fragen, Herr

Binding. Wo kann man die KMUs unterstützen? Da habe ich mir eine ganze Latte

aufgeschrieben, aber aufgrund der Zeitbegrenzung, hier nur ein paar: Zollbestimmungen,

Steuerbestimmungen, wenn sie etwas einführen z.B. Medizinprodukte. Ich lese einfach mal

runter: Liefer- und Transportbedingungen, Finden von Partnern und möglichen Firmen vor Ort,

Kontakt zu Behörden und Ministerien, Informationen über die grundsätzliche Rechtslage in dem

Land, Zuständigkeiten. Wer ist für was zuständig? Welche Organisation macht was? Ich habe

das jetzt in Zentralasien erlebt. Da saßen wir mit UNDCP, GIZ und diversen anderen

Organisationen zusammen und jeder machte irgendwas, aber so richtig koordiniert waren die

selbst untereinander nicht. Da wird es für Unternehmen besonders schwierig zu schauen, wer

macht was. Generell sage ich mal, wenn Sie sich als Unternehmen heute mit einem Land

beschäftigen, ertrinken sie dank Internet in einer Flut von Informationen. Die Zeit, da die richtigen

Informationen rauszusuchen und zu prüfen, ob die Quelle auch vertrauenswürdig ist, ist enorm.

Das sind mal ein paar Punkte, wo ein KMU sicherlich sehr dankbar ist für Unterstützung.

Zur Frage von Herrn Klimke, die Risikoabsicherung. Es gibt eigentlich aktuell für KMUs keine

Risikoabsicherung, die Risikoabsicherung ist unser gesunder Menschenverstand und unsere

Erfahrung, die wir über 25 Jahre gesammelt haben. Wir tragen das Risiko voll, auch wenn die

Entwicklungshilfe sich auf ihrer Seite beteiligt, tragen wir unser Risiko allein. Ich will Ihnen mal

ein Beispiel geben: Wenn Sie in der Entwicklungshilfe arbeiten, treffen Sie auch

US-Hilfsorganisationen. Wenn etwas benötigt wird, gucken die USA immer zuerst im eigenen

Land. Sie müssen sich nicht vorstellen, dass es Ausschreibungen gibt oder ein faires Verfahren,

wie bei uns. Wir haben in unseren Projekten wiederholt erfolgreich an Ausschreibungen

teilgenommen, die fair, offen und transparent waren. Ich will niemanden an den Pranger stellen,

aber das läuft keinesfalls so.

Zu Frau Roth: Die Kernfrage ist immer, kann ein KMU abschätzen, worauf es sich in einem

Entwicklungshilfeprojekt überhaupt einlässt. Ich glaube mal, dass viele Unternehmen überhaupt

nicht genug Informationen haben. Die Unternehmen haben auch eine Bringschuld und müssen



Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 27. Sitzung, 09.02.2011

56

sich dann mal mit dem Thema intensiv auseinandersetzen. Man muss für sich klare

Zieldefinitionen haben und muss bereit sein, dort langfristig zu agieren. Wir brauchen natürlich

auf der anderen Seite eine ganz klare Zieldefinition von der Entwicklungshilfe. Was will die

Entwicklungshilfe erzielen? Was will sie machen? Dann kann man sich hinsetzten, wenn man

auch seine eigenen Ziele definiert hat und sagen, ob die kongruent sind, parallel laufen oder sich

vielleicht ausschließen. Das erreichen wir aber nicht mit viel Bürokratie, das erreichen wir durch

Dialog, indem man sich zusammensetzt und die Projekte intensiv bespricht. Ich glaube, dass

man als wirksames Mittel, ich nenne es Basisseminare, anbieten kann, wo Unternehmen sich

orientieren können. Was sind die Basics für ein PPP? Was wird erwartet? Was sind Chancen

und Risiken? Das würde es vielen erleichtern In unserem Fall muss ich sagen, wir wollten

unbedingt nach Asien, wir wollten nach Nepal. Deswegen war das nochmal eine andere

Situation, weil wir uns da vorher schon sehr intensiv mit beschäftigt haben und nur nicht genau

wussten, wie kommen wir dort an Behörden oder Einrichtungen ran. Als kleines KMU haben sie

dort keinen Namen, und auch wenn Sie in Deutschland und Europa führend sind, kennt Sie dort

niemand. Mit dem guten Namen einer GIZ, mit dem guten Namen des Landes Deutschland

kommen Sie aber an die möglichen Positionen. Sie müssen dann beweisen, dass Sie das

können, was Sie versprechen. Aber man hat überhaupt die Chance, da hinzukommen. Als

Kleiner haben Sie sonst gar keine Chance, an die Entscheider ranzukommen. Ich glaube also,

ein gutes Mittel wären Seminare, Basisseminare, wie auch immer. Danke.

Heiko Schwiderowski (DIHK): Kurz zu Ihrem Punkt, Herr Hoppe, den Informationslücken, die

es dann gibt, wenn ein Unternehmen investiert und nicht mitbekommt, was vor Ort geschieht,

weil die Informationen eben nicht bei dem Unternehmen ankommen. Wir denken, dass dieses in

letzter Zeit ein wenig in den Hintergrund getreten ist, dass es eigentlich die deutschen

Botschaften in den Ländern sind, die eine koordinierende Funktion wahrnehmen sollten, und

eigentlich sollten dort die Informationen zusammen laufen. Das heißt, es sollte eine

Selbstverständlichkeit für andere Akteure in den Partnerländern sein, dass man sich mit der

deutschen Botschaft austauscht und dann vonseiten der deutschen Botschaft die

entsprechenden Kanäle nach Deutschland gewählt werden, um den Privatsektor hier und

natürlich auch andere zu informieren. Das mag an der starken und manchmal auch sehr

dominierenden deutschen EZ in den Partnerländern liegen, wie auch immer. Das wird nicht alle

Probleme lösen. Aber wir glauben doch, dass diese Funktion, die einfach eine deutsche

Botschaft per se hat, wieder ganz klar hergestellt werden sollte.

Die Trennschärfe in diesem Verzahnungsprozess, es ist ja ein Prozess. Wir haben ganz klar

gesagt, dass wir uns nicht für eine Lieferbindung einsetzen, und wir sagen, dass natürlich die

deutsche EZ die deutsche Wirtschaft Huckepack nehmen kann. Aber nur, wenn damit erstens
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die entsprechenden Standards verbunden sind, und zweitens das auch ganz klar von den

Partnern so gewünscht ist, also nachfrageorientiert ist.

Wo sind denn Chancen, haben Sie gefragt, Herr Klimke, im Bereich Kooperation mit den

Akteuren der Entwicklungszusammenarbeit vor Ort? Wo ist da noch mehr zu leisten? Wir sind

gerade dabei, Länder zu identifizieren, in denen keine Auslandshandelskammern sind, die aber

Chancen für die deutsche Wirtschaft bieten. Länder, in denen es zum Beispiel die GIZ oder die

DEG/KfW gibt. Wir überlegen uns dann, dort mit diesen deutschen Akteuren der EZ gemeinsam

eine Servicestelle, ein Kontaktbüro oder was auch immer einzurichten, als Anlaufstelle für die

deutsche Wirtschaft, um eben auch in diesen „Zukunftsmärkten“ stärker als bisher präsent zu

sein.

Die Errichtung einer Auslandshandelskammer setzt eigentlich erst ein bei einem bilateralen

Handelsvolumen von über einer Milliarde Euro. Da gibt es eine Menge Länder, wo das vielleicht

in 10 oder 15 Jahren erreicht sein könnte. Solange das nicht der Fall ist, setzen wir auf die EZ

und denken, dass das im Geist des Koalitionsvertrages ist. Aber vielleicht ist das auch im Geist

der Kooperationsvereinbarung, die wir als DIHK mit der GIZ abgeschlossen haben und wie wir

auch mit DEG und KfW zusammenarbeiten.

Ich kann da nur Herrn Wenn beipflichten, dass sich die Außenwirtschaftspolitik an den Leitlinien

des BMZ orientiert, sehe ich auch nicht. Die Definition von Partnerländern und Schwerpunkten

unterliegt Kriterien, die doch massiv abweichen von den Kriterien der

Außenwirtschaftsförderung. Unseres Erachtens nach macht es Sinn, sich vor allem dort

zusammenzusetzen, wo es die Exportinitiativen des Bundeswirtschaftsministeriums gibt,

Erneuerbare Energie, Energieeffizienz, Gesundheit, Lebensmittel. In den Partnerländern stößt

man vielleicht auch auf eine Kompetenz der deutschen EZ, die das vielleicht unterstützen oder

begleiten könnten. Man sollte auf jeden Fall nicht parallel arbeiten bei solchen Themen wie

Erneuerbare Energien, Energieeffizienz. Wenn man sich die große Bedeutung von

Klimatechnologie bei den EZ-Durchführungsorganisationen anschaut, dann liegt es auf der

Hand, dass man dort besser kooperiert und sich austauscht. Aus unserer Sicht soll die

Federführung beim Thema Außenwirtschaftsförderung ganz klar beim

Bundeswirtschaftsministerium bleiben. Wir freuen uns natürlich darüber, das können Sie sich

denken, dass jetzt auch andere Bundesressorts stark ins Ausland streben.

Frau Dr. Ratjen-Damerau, die Koordinationsfunktion, die Staatssekretär Biesel im Auswärtigen

Amt wahrnimmt für die drei FPD-Ministerien, die funktioniert unseres Erachtens sehr gut. Zwei

Ministerien, die wir aber zusätzlich noch sehen, weil sie sich auch mit Auslandsengagement

beschäftigen, sind das Umweltministerium und das Ministerium für Bildung und Forschung. Da

könnte man sich zumindest mittelfristig überlegen, wie man die beiden Ministerien andockt. Im

Moment ist es in der Tat so, dass wir diesen einen Ansprechpartner im AA, Herr Biesel, haben,

um Themen, die alle drei Ministerien betreffen, zu besprechen. Ansonsten wählen wir bei den
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anderen beiden Ministerien immer den Einzelzugang. Vielleicht ist das eine Überlegung wert,

sich zumindest für die beiden Ministerien, die derart auslandsaktiv sind, zu überlegen, ob man da

zusammenkommen kann. Vielen Dank.

Wolfang Schmidt (ILO Berlin): Ich habe eine kurze Frage mit einer hoffentlich kurzen Antwort

von Herrn Bindung. Zur Frage der Zusammenwirkung vom BMZ, AA und BMWi will ich zunächst

vielleicht global und politisch antworten. Ich glaube, dass das Thema Kohärenz zwischen

Wirtschafts-, Finanz-, Arbeit- und Sozialpolitik an Bedeutung gewonnen hat. Das ist nicht nur auf

der internationalen Ebene so. Die ILO nimmt ja jetzt inzwischen auch bei den G8 bzw.

G20-Treffen teil. Das ist ein Fortschritt, dass da nicht nur die Finanzinstitutionen sind, sondern

auch die Institution, die sich mit der Welt der Arbeit beschäftigt. Das ist ein bisschen der Initiative

der deutschen Bundesregierung zu verdanken. Die Kanzlerin hat gemeinsam mit dem damaligen

Vize-Kanzler Müntefering angeregt, Politikkohärenz zum Thema zu machen und lädt regelmäßig

die Chefs der großen internationalen Organisationen ein. Da ist die ILO auch mit dabei. In

Heiligendamm beim G8 Gipfel ist das Thema stärker in die internationale Debatte gebracht

worden, da waren wir sehr dankbar.

Was die konkrete Frage Außenwirtschaftsförderung anbelangt, will ich das diplomatisch

formulieren. Die ILO hat nichts dagegen, aber auch hier ist die Frage des „Wie“ entscheidend,

also Beachtung der Decent Work Agenda und der entsprechenden Entwicklungsziele, die die

ILO formuliert hat im Global Jobs Pact.

Vielleicht die dritte Sache auch nochmal positiv: Zur Zusammenarbeit mit Ministerien. Ich habe

das ja auch in der Stellungnahme geschildert. Wir sind dabei, was das CSR-Forum der

Bundesregierung betrifft, das beim BMAS angedockt ist, das war in Ihrer Aufzählung der

Ministerien nicht genannt. Was den Runden Tisch „Verhaltenskodizes“ anbelangt, auch da sind

alle genannten Ministerien beteiligt, plus Arbeitsministerium. Was wir als ILO Deutschland

mitkriegen, läuft das sehr gut, und da sind wir sehr dankbar, dass es diese Möglichkeit der

Zusammenarbeit gibt.

Cornelia Heydenreich (Germanwatch e.V.): Ich habe vier Punkte und versuche, das kurz zu

machen. Zur Geländerfunktion des BMZ; da stimme ich überein mit Ausführungen von Herrn

Wenn und Herrn Schwiderowski. Ich finde es gut, wenn es bereits hier Informationen,

Schulungen, Trainings für KMU-Vertreter gibt, über die sozialen und ökologischen

Anforderungen vor Ort. Wenn das bekannt ist, dann reduziert das einfach die Unsicherheit über

das, was an Erwartungen vor Ort sind. Aber in Unterstützung über die Entwicklungspolitik für

einen Aufbau oder eine Stärkung von Regulierungsbehörden und staatlichen

Aufsichtsstrukturen. Das finden wir auf alle Fälle wichtig, dass vor Ort die Regelwerke, die es

gibt, umgesetzt werden.
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Im zweiten Punkt zur Rohstoffstrategie. Da kann ich mich dem anschließen, was Regine Richter

gesagt hat, dass wir da auch Schwierigkeiten sehen und dass entwicklungspolitische Aspekte

stärker mit rein müssen. Vielleicht auch von dem, was in Richtung Rohstoffthemen auf

BMZ-Ebene diskutiert wird mit EITI, der Extractive Industry Transparency Initiative, da sind auch

gute Ansätze.

Das Dritte zu den Unternehmen und dem Beispiel, was Herr Hoppe gebracht hat. Ich sehe die

deutschen Botschaften hier in der Funktion. Wir haben auch Diskussionen, inwiefern die nicht

vielleicht eine Zwischeninstanz zur nationalen Kontaktstelle sein können, wenn es konkrete

Probleme gibt mit deutschen Unternehmen. Eigentlich würden wir uns wünschen, aber das ist

außerhalb der Debatte, dass nationale Kontaktstellen selbst recherchierend tätig werden oder

wenn sie Sachen hören, aktiv werden können. Wenn eine NGO noch nicht vom diesem Fall

gehört hat, dass trotzdem irgendwas getan werden kann.

Womit ich zur nationalen Kontaktstelle komme. Aus unserer Sicht wäre eine interministerielle

das Mindeste, was wir gerne sehen würden. Dann sollte man vielleicht schauen, ob die

Federführung beim BMWi das Richtige ist oder ob nochmal eine Federführung umgesiedelt

werden muss, woanders hin. Das würden wir uns sinnvoller vorstellen. Vielleicht etwas mit

Aufsichtsstruktur wie in Großbritannien, wo es einen Multistakeholder-Aufsichtsrat gibt, der da

auch schon mal in einzelnen Punkten was bewirken konnte.

Ruggie schlägt auch vor, nationale Menschenrechtsinstitute könnten diese Arbeit übernehmen

oder eine unabhängige NKS (Nationale Kontaktstelle) wie in den Niederlanden. Es gibt im

Moment diese Überarbeitung, was bisher nur über die nationalen Kontaktstellen läuft. Wir haben

gerade am Montag eine Konsultation von dem Arbeitskreis gehabt, und es gibt einen ersten

konsolidierten Entwurf, den man vonseiten des Bundestages anfordern sollte. Da ist der

Bundestag nicht offiziell involviert, aber vielleicht kommentiert man das oder erhält nur Einblicke.

Das geht sehr rasant in den Sitzungen, am 16./17. Februar, nächste Woche, ist die nächste

Sitzung. Dann soll es nochmal einen Entwurf geben, der im März diskutiert wird. Es wäre die

Möglichkeit, jetzt einzuwirken, weil die Kontaktstellen bislang ihre eigenen Funktionen definieren

im Rahmen der Überarbeitung und vielleicht wäre es gut, den Blick des Parlaments zu haben.

Danke.
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Die Vorsitzende: Vielen herzlichen Dank. Herzlichen Dank auch an die Zuhörer, die bis zum

Schluss auf der Empore ausgeharrt haben. Ganz herzlichen Dank an unsere Sachverständigen,

die sich tapfer geschlagen haben in der immerhin fast dreistündigen Anhörung. Eine

Punktladung haben wir auch noch hinbekommen. Also, was wollen wir mehr. Ich glaube, es

waren interessante Ansätze dabei, interessante Anregungen, die bei unseren weiteren

Beratungen bestimmt eine Rolle spielen werden.

Vielen herzlichen Dank.

Ende der Sitzung: 17:00 Uhr

Dagmar Wöhrl, MdB Thilo Hoppe, MdB
Vorsitzende stellv. Vorsitzender
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